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Gesetz vom 05. Juli 2018, mit dem das Burgenlandische Pflichtschulgesetz 1995, das
Burgenlandische Landeslehrerinnen und -lehrer Diensthoheitsgesetz 1995, das
Burgenlandische Landeslehrer-Dienstrechtsausfiihrungsgesetz, das Burgenlandische
Bezlgegesetz, das Burgenlandische Gemeindebedienstetengesetz 2014, das Burgenlan-
dische Landesbeamten-Dienstrechtsgesetz 1997 und das Burgenlandische Landesvertrags-
bedienstetengesetz 2013 gedndert und das Burgenlandische Schulaufsichtsgesetz sowie die
Verordnung tber die Entschadigung der Mitglieder des Kollegiums des Landesschulrates
aufgehoben werden (Burgenléndisches Bildungsreformgesetz 2018)

Der Landtag hat - in Ausfihrung des Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetzes, BGBI.
Nr. 163/1955, des Schulorganisationsgesetzes, BGBI. Nr. 242/1962, des Schulzeitgesetzes 1985, BGBI.
Nr. 77/1985, des § 27 Abs. 1a Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes - LDG 1984, BGBI. Nr. 302/1984, des
Minderheiten-Schulgesetzes fir das Burgenland, BGBI. Nr.641/1994 sowie des Bundes-
Schulaufsichtsgesetzes, BGBI. Nr. 240/1962, jeweils in der Fassung des Bildungsreformgesetzes 2017,
BGBI. I Nr. 138/2017 - beschlossen:
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Artikel 1
Anderung des Burgenlandischen Pflichtschulgesetzes 1995

Das Burgenlandische Pflichtschulgesetz 1995 - Bgld. PflSchG 1995, LGBI. Nr. 36/1995, in der
Fassung LGBI. Nr. 63/2017, wird wie folgt gedndert:

1. 8 1 Abs. 1 lautet:

»(1) Im Sinne dieses Gesetzes sind unter offentlichen Pflichtschulen jene Pflichtschulen zu
verstehen, die von gesetzlichen Schulerhaltern (Gemeinden oder Land) errichtet und erhalten werden.
Allgemeinbildende Pflichtschulen haben die in diesem Gesetz vorgesehenen Schulartbezeichnungen
(Volksschule, Hauptschule, Neue Mittelschule, Sonderschule, Polytechnische Schule sowie
Berufsschulen mit Ausnahme der land- und forstwirtschaftlichen Berufsschulen) und den Standort zu
fuhren. Fur Sonderschulen gilt daruber hinaus § 19 Abs. 3. Die Bezeichnung einer &ffentlichen
Pflichtschule wird von der gesetzlichen Schulerhalterin oder dem gesetzlichen Schulerhalter im
Einvernehmen mit der Bildungsdirektion festgelegt. Sie hat jedenfalls die Schulart(-form) zu enthalten
und kann auch eine eigennamenédhnliche Bezeichnung aufweisen. Schulen mit schulautonomen
Schwerpunkten konnen zusétzlich eine auf die schulautonome Schwerpunktsetzung hinweisende
Bezeichnung flhren.*

2. In § 1 Abs. 3 wird das Wort ,,Ubungsschiilerheime* durch das Wort ,,Praxisschiilerheime* ersetzt.

3. 8§ 2 Abs. 3 lautet:

»(3) Die gesetzlichen Schulerhalter haben, vorbehaltlich anderer Formen der (gemeinsamen)
Kostentragung bei in Schulclustern gefilhrten Schulen und unbeschadet der in diesem Gesetz
vorgesehenen Beitragsleistungen, fir die Kosten der Errichtung, Erhaltung und Auflassung der
offentlichen Pflichtschulen aufzukommen.“



4, § 2 Abs. 6 lautet:

»(6) Die gesetzlichen Schulerhalter haben fir die Beistellung von Schulédrzten sowie an ganztagigen
Schulformen fiir die Beistellung der fiir die Tagesbetreuung (ausgenommen Lernzeiten) erforderlichen
Lehrerinnen und Lehrer, Erzieherinnen und Erzieher oder Erzieherinnen und Erzieher fiir die Lernhilfe
oder Freizeitpddagoginnen und Freizeitpaddagogen oder auf Grund besonderer Qualifikation zur Erfiillung
der Aufgaben im Freizeitteil geeigneten Personen (§ 8 lit. j sublit. cc Schulorganisationsgesetz, BGBI.
Nr. 242/1962, in der Fassung des Gesetzes BGBI. | Nr. 138/2017) in einer Weise vorzusorgen, dass die
ihnen auf Grund schulrechtlicher Vorschriften obliegenden Aufgaben durchgefiihrt werden kénnen.*

5.In 82 Abs. 7, 8 7 Abs. 5, § 27 Abs. 4, § 30 Abs. 3, § 31 Abs. 1, § 38 Abs. 7, 839 Abs. 3, 840 Abs. 1, 2
und Abs. 5 erster und zweiter Satz, § 42 Abs. 11, § 47 Abs. 1, 2, 3, 4 erster und dritter Satz, Abs. 5 und 6,
§ 48 Abs. 5 lit. b sowie in § 55 wird jeweils das Wort ,,Landesregierung” durch das Wort ,,Bildungs-
direktion* ersetzt.

6. § 3 Abs. 3 lautet:

»(3) Uber die Geschlechtertrennung nach Abs. 1 entscheidet die Bildungsdirektion. Sie hat vor Fest-
legung der Geschlechtertrennung den Schulerhalter und das Schulforum bzw. den Schulgemeinschafts-
ausschuss zu hoéren.*

7. Nach § 4 wird folgender § 4a eingefigt:

8 4a
Teilrechtsféhigkeit, Schulkonten

(1) Den vom Geltungsbereich dieses Gesetzes umfassten Schulen kommt insofern Rechtsperson-

lichkeit zu, als sie berechtigt sind, im eigenen Namen

a) durch unentgeltliche Rechtsgeschafte erbrachte finanzielle Zuwendungen,

b) finanzielle Beitrage, mit denen der Aufwand fir die Teilnahme von Schilern an Schul-
veranstaltungen und flr sonstige Aktivitaten und MalRnahmen des schulischen Geschehens zu
bedecken ist, sowie

¢) sonstige schulbezogene Zahlungen

entgegenzunehmen und dartber zu verfugen. Im Rahmen dieser Teilrechtsfahigkeit wird die Schule durch
die Leiterin oder den Leiter, bei einem Schulcluster durch dessen Leiterin oder Leiter, vertreten. Die
Zuwendungen nach lit. a dirfen nur flr schulische Zwecke verwendet werden. Die Beitrdge und
Zahlungen nach lit.b und c sind zweckgebunden zu verwenden. Bei der Abwicklung von
Zahlungsflissen nach lit. b und ¢ kann sich die Leiterin oder der Leiter von einer Lehrerin oder einem
Lehrer, der oder dem die Besorgung der jeweiligen, mit finanziellen Transaktionen verbundenen Aufgabe
obliegt, vertreten lassen. Ist der Schule eine Verwaltungskraft zugewiesen, so kann sich die Leiterin oder
der Leiter auch von dieser oder diesem vertreten lassen.

(2) Zur Verwahrung der Geldmittel nach Abs. 1 und zur Abwicklung eines damit verbundenen
Zahlungsverkehrs kann die Leiterin oder der Leiter ein auf die Schule lautendes Konto bei einem
Bankinstitut eréffnen und bedienen. Die mit der Kontofiihrung allenfalls verbundenen Gebiihren und
Entgelte sind Teil des Betriebsaufwands der Schule.

(3) Die Leiterin oder der Leiter hat daflir zu sorgen, dass alle verrechnungsrelevanten Unterlagen mit
einer fortlaufenden Belegnummer versehen, geordnet abgelegt und mindestens sieben Jahre gesichert
aufbewahrt werden.

(4) Der Schulerhalter kann die widmungsgemadRe Verwendung der Geldmittel nach Abs. 1 sowie die
Kontofilhrung jederzeit prifen. Die Leiterin oder der Leiter hat dem Schulerhalter auf Verlangen alle
verrechnungsrelevanten Unterlagen und Kontoausziige vorzulegen und die erforderlichen Auskiinfte zu
erteilen. Im Fall der Feststellung von UnregelmaRigkeiten hat der Schulerhalter unverziglich die
Landesregierung zu verstandigen.

(5) Bei Stilllegung oder Auflassung einer Schule sind allenfalls vorhandene Guthaben eines
Schulkontos an den Schulerhalter zu Uberweisen.*

8. 88 5 und 6 entfallen.

9. 8§ 7 Abs. 4 lautet:

»(4) Bei getrennter Abfolge des Unterrichtsteils und der Tagesbetreuung diirfen die Schiilerinnen
und Schiler fir die Tagesbetreuung in klassen-, schulstufen-, schul- oder schulartentibergreifenden



Gruppen zusammengefasst werden; die Tagesbetreuung darf auch an einzelnen Nachmittagen der Woche
in Anspruch genommen werden. Eine schulische Tagesbetreuung darf ab einer Mindestanzahl von zehn
(bei Sonderschulen: fiinf) zur Tagesbetreuung angemeldeten Schiilerinnen und Schiilern gefiihrt werden.
Ab filinfzehn angemeldeten Schilerinnen und Schilern, bei sonstigem Nichtzustandekommen einer
schulischen Tagesbetreuung auch bei schulartenibergreifender Fiihrung ab zwolf angemeldeten
Schulerinnen oder Schiilern, ist jedenfalls eine Tagesbetreuung zu fihren, sofern die rédumlichen
Voraussetzungen an der betreffenden Schule gegeben sind und in der betreffenden Gemeinde kein
anderes geeignetes Betreuungsangebot (zB Hort, alterserweiterte Kindergartengruppe) bereits besteht. Die
Zahl der Schilerinnen und Schiler in einer Betreuungsgruppe ist von der Schulleiterin oder vom
Schulleiter unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Padagogik und der Sicherheit, auf die
rdumlichen Mdglichkeiten, auf die mdgliche Belastung der Lehr- und Betreuungspersonen und nach
MalRgabe der der Schule zugeteilten Lehr- und Betreuungspersonalressourcen festzulegen.”

10. 8 11 Abs. 5 erster Satz lautet:

,Uber die Organisationsform gemaR Abs. 3 Z 1 und 2 und Abs. 4 entscheidet nach den 6rtlichen Verhélt-
nissen die Bildungsdirektion nach Anhdrung des Schulforums und des Schulerhalters.*

11.In §12 Abs. 2, § 16 Abs. 2, 8 17c Abs. 2, 8 24 Abs. 2 und § 42 Abs. 8 entfallt die Wortfolge ,, , in der
Fassung des Gesetzes BGBI. | Nr. 129/2017“.

12. Nach 8§ 12 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefligt:

»(2a) Wenn Schulen im organisatorischen Verbund mit anderen Schulen als Schulcluster gefiihrt
werden, ist unter Leiter im Sinne des Abs. 2 die Leiterin oder der Leiter des Schulclusters zu verstehen,
die oder der bestimmte Angelegenheiten im Einzelfall allenfalls bestellten Bereichsleiterinnen oder
Bereichsleitern der am Schulcluster beteiligten Schulen (ibertragen kann.*

13. § 13 lautet:

»813
Klassenschilerinnen- und Klassenschulerzahl

(1) Die Zahl der Schulerinnen und Schiler in einer Volksschulklasse ist von der Schulleiterin oder
vom Schulleiter unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Padagogik und der Sicherheit, auf den
Forderbedarf der Schilerinnen und Schiler, auf die rdumlichen Mdglichkeiten und auf die mogliche
Belastung der Lehrpersonen sowie nach Maligabe der der Schule gemaR § 8a Abs. 3 Schulorganisations-
gesetz, BGBI. Nr. 242/1962, zugeteilten Lehrpersonalressourcen festzulegen. § 8a Abs. 2 Schulorgani-
sationsgesetz, BGBI. Nr. 242/1962, ist anzuwenden.

(2) Bei der Festlegung der Schilerinnen- und Schilerzahl von zweisprachigen Volksschulklassen ist
von der Schulleiterin oder dem Schulleiter auf die in § 6 Abs. 4 Minderheiten-Schulgesetz fir das
Burgenland, BGBI. Nr. 641/1994, festgelegten VVorgaben Bedacht zu nehmen.*

14. § 15 Abs. 4 lautet:

+(4) Uber die Organisationsform gemaB Abs.1 Z 1 und 2 sowie Abs.2 und 3 entscheidet die
Bildungsdirektion nach Anhérung des Schulforums und des Schulerhalters.*

15. Nach 8 16 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefugt:

»(2a) Wenn Schulen im organisatorischen Verbund mit anderen Schulen als Schulcluster geflhrt
werden, ist unter Leiter im Sinne des Abs. 1 die Leiterin oder der Leiter des Schulclusters zu verstehen,
die oder der bestimmte Angelegenheiten im Einzelfall allenfalls bestellten Bereichsleiterinnen oder
Bereichsleitern der am Schulcluster beteiligten Schulen tibertragen kann.*

16. § 17 lautet:

»8 17
Klassenschiilerinnen- und Klassenschulerzahl

(1) Die Zahl der Schilerinnen und Schiiler in einer Hauptschulklasse ist von der Schulleiterin oder
vom Schulleiter unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Padagogik und der Sicherheit, auf den
Férderbedarf der Schilerinnen und Schiiler, auf die rdumlichen Mdoglichkeiten und auf die mdgliche
Belastung der Lehrpersonen sowie nach Maligabe der der Schule gemaR § 8a Abs. 3 Schulorganisations-
gesetz, BGBI. Nr. 242/1962, zugeteilten Lehrpersonalressourcen festzulegen. § 8a Abs. 2 Schulorgani-
sationsgesetz, BGBI. Nr. 242/1962, ist anzuwenden.



(2) Bei der Festlegung der Schilerinnen- und Schilerzahl von zweisprachigen Klassen der
Hauptschule durch die Schulleiterin oder den Schulleiter sind die Bestimmungen des §6 Abs. 4
Minderheiten-Schulgesetz fur das Burgenland, BGBI. Nr. 641/1994, sinngemaR anzuwenden.*

17. 8 17b Abs. 4 lautet:

»(4) Uber die Organisationsform gemaR Abs.1 Z1 und 2 sowie Abs.2 und 3 entscheidet die
Bildungsdirektion nach Anhérung des Schulforums und des Schulerhalters sowie des beim Bundes-
kanzleramt eingerichteten VVolksgruppenbeirats fur die kroatische bzw. ungarische Volksgruppe.*

18. Nach § 17c Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefugt:

»(28) Wenn Schulen im organisatorischen Verbund mit anderen Schulen als Schulcluster gefiihrt
werden, ist unter Leiter im Sinne des Abs. 1 die Leiterin oder der Leiter des Schulclusters zu verstehen,
die oder der bestimmte Angelegenheiten im Einzelfall allenfalls bestellten Bereichsleiterinnen oder
Bereichsleitern der am Schulcluster beteiligten Schulen Gibertragen kann.*

19. § 17d lautet:

,»817d
Klassenschilerinnen- und Klassenschulerzahl

(1) Die Zahl der Schilerinnen und Schiler in einer Klasse der Neuen Mittelschule ist von der
Schulleiterin oder vom Schulleiter unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Padagogik und der
Sicherheit, auf den Forderbedarf der Schillerinnen und Schiiler, auf die rdumlichen Mdoglichkeiten und auf
die mogliche Belastung der Lehrpersonen sowie nach Malgabe der der Schule gemalR §8a Abs. 3
Schulorganisationsgesetz, BGBI. Nr. 242/1962, zugeteilten Lehrpersonalressourcen festzulegen. § 8a
Abs. 2 Schulorganisationsgesetz, BGBI. Nr. 242/1962, ist anzuwenden.

(2) Bei der Festlegung der Schilerinnen- und Schillerzahl von zweisprachigen Klassen der Neuen
Mittelschule durch die Schulleiterin oder den Schulleiter sind die Bestimmungen des § 6 Abs. 4 Minder-
heiten-Schulgesetz fur das Burgenland, BGBI. Nr. 641/1994, sinngemal anzuwenden.*

20. In §19 Abs. 6, 8834 und 38 Abs. 9 entfallt das Zitat ,, , in der Fassung des Gesetzes BGBI. |
Nr. 56/2016*.

21. 8§19 Abs. 7 lautet:

»(7) Uber die Organisationsform entscheidet die Bildungsdirektion nach Anhérung des
Schulerhalters. Bei Sonderschulen, die nach dem Lehrplan der Volksschule gefiihrt werden, hat die
Bildungsdirektion vor der Entscheidung Uber die Organisationsform gemal? § 11 Abs. 2 das Schulforum
und den Schulerhalter anzuhdren.*

22. § 21 lautet:

11§ 21
Klassenschilerinnen- und Klassenschulerzahl

Die Zahl der Schiilerinnen und Schiler in einer Klasse einer Sonderschule ist von der Schulleiterin
oder vom Schulleiter unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Padagogik und der Sicherheit, auf
den Forderbedarf der Schilerinnen und Schiler, auf die raumlichen Méglichkeiten und auf die mégliche
Belastung der Lehrpersonen sowie nach Maligabe der der Schule gemaR § 8a Abs. 3 Schulorganisations-
gesetz, BGBI. Nr. 242/1962, zugeteilten Lehrpersonalressourcen festzulegen. § 8a Abs. 2 Schulorganisa-
tionsgesetz, BGBI. Nr. 242/1962, ist anzuwenden."

23. § 23 Abs. 3 lautet:

»(3) Uber die Organisationsform gemaR Abs. 1 Z 1 und 2 sowie Abs. 2 entscheidet die Bildungs-
direktion nach Anhdrung des Schulforums und des Schulerhalters.*
24. Nach § 24 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefiigt:

»(2a) Wenn Schulen im organisatorischen Verbund mit anderen Schulen als Schulcluster geflhrt
werden, ist unter Leiter im Sinne des Abs. 1 die Leiterin oder der Leiter des Schulclusters zu verstehen,
die oder der bestimmte Angelegenheiten im Einzelfall allenfalls bestellten Bereichsleiterinnen oder
Bereichsleitern der am Schulcluster beteiligten Schulen tibertragen kann.*



25. 8 25 lautet:

,»825
Klassenschiilerinnen- und Klassenschtilerzahl

Die Zahl der Schilerinnen und Schiler in einer Klasse einer Polytechnischen Schule ist von der
Schulleiterin oder vom Schulleiter unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Padagogik und der
Sicherheit, auf den Forderbedarf der Schilerinnen und Schiiler, auf die raumlichen Méglichkeiten und auf
die mogliche Belastung der Lehrpersonen sowie nach MalRgabe der der Schule gemalR §8a Abs. 3
Schulorganisationsgesetz, BGBI. Nr. 242/1962, zugeteilten Lehrpersonalressourcen festzulegen. § 8a
Abs. 2 Schulorganisationsgesetz, BGBI. Nr. 242/1962, und § 10 Abs. 3 Minderheiten-Schulgesetz fur das
Burgenland, BGBI. Nr. 641/1994, zuletzt gedndert durch das Gesetz BGBI. I. Nr. 138/2017, sind anzu-
wenden.*

25a. In § 27 Abs. 4 entfallt die Wortfolge ,,und des Landesschulrates (Kollegium)*.

26. Nach § 28 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefiigt:

»(28) Wenn Schulen im organisatorischen Verbund mit anderen Schulen als Schulcluster gefihrt
werden, ist unter Leiter im Sinne des Abs. 1 die Leiterin oder der Leiter des Schulclusters zu verstehen,
die oder der bestimmte Angelegenheiten im Einzelfall allenfalls bestellten Bereichsleiterinnen oder
Bereichsleitern der am Schulcluster beteiligten Schulen ibertragen kann.*

27. 8 29 lautet:

»8 29
Klassenschulerinnen- und Klassenschuilerzahl

Die Schulleiterin oder der Schulleiter einer Berufsschule hat unter Bedachtnahme auf die
Erfordernisse der Pédagogik und der Sicherheit, auf den Forderbedarf der Schilerinnen und Schiler, auf
die rdumlichen Mdglichkeiten, auf die mdgliche Belastung der Lehrpersonen sowie nach Mallgabe der
der Schule gemaRl §8a Abs.3 Schulorganisationsgesetz, BGBI. Nr.242/1962, zugeteilten
Lehrpersonalressourcen festzulegen,

1. bei welcher Mindestzahl von Anmeldungen ein alternativer Pflichtgegenstand zu fiihren ist,

2. bei welcher Mindestzahl von Anmeldungen ein Freigegenstand oder eine unverbindliche Ubung
zu fihren und beim Unterschreiten welcher Mindestzahl von teilnehmenden Schiilerinnen und
Schilern ein solcher Unterrichtsgegenstand ab dem Ende des laufenden Beurteilungsabschnittes
nicht mehr weiterzufihren ist,

3. bei welcher Mindestzahl von Schilerinnen und Schiilern ein Forderunterricht abzuhalten ist,

4. unter welchen Voraussetzungen Klassen und Schillergruppen zu bilden sind und

5. bei welcher Mindestzahl von Schilerinnen und Schiillern mit mangelnder Kenntnis der
Unterrichtssprache Sprachstartgruppen und Sprachférderkurse zu fiihren sind.

Es konnen Schilerinnen und Schiler mehrerer Klassen einer oder mehrerer Schulen zur Erreichung der
Mindestzahl zusammengefasst werden. § 8a Abs. 2 Schulorganisationsgesetz, BGBI. Nr. 242/1962, ist
anzuwenden.”

28.In § 31 Abs. 1 und § 47 Abs. 1 und 2 entfallt jeweils die Wortfolge ,,nach Anhérung des Landesschul-
rates (Kollegium)“.

29. § 38 Abs. 6 lautet:

,»(6) Sofern sich ein Schulsprengel Uber das Landesgebiet hinaus oder in das Landesgebiet hinein
erstrecken soll, haben die Bildungsdirektionen der beteiligten Bundeslédnder das Einvernehmen herzu-
stellen.*

30. In 8 38 Abs. 7 entféllt die Wortfolge ,,des Landesschulrates (Kollegium)*.

31. In §38 Abs. 8 lit. ¢ und § 42 Abs. 4 lit. ¢ entfallt jeweils die Wortfolge ,,zuletzt ge&ndert durch das
Bundesgesetz BGBI. | Nr. 120/2016,".

32. In § 38 Abs. 11 zweiter Satz entféllt die Wortfolge ,,sowie den Landesschulrat anzuhdren®.

33.In § 38 Abs. 11 erster Satz, Abs. 12 und 13 wird jeweils das Wort ,,Bezirksverwaltungsbehdrde® durch
das Wort ,,Bildungsdirektion* ersetzt.



34. 8§ 38 Abs. 12 lit. ¢ lautet:

,»C) in der sprengelmaRig zustandigen Schule die fiir die Filhrung einer Klasse erforderliche Mindest-
zahl an Schiilerinnen und Schilern unterschritten wirde oder*.

35. 8§ 38 Abs. 14 lautet:

»(14) Zur Entscheidung nach Abs. 12 und 13 berufen ist, auch dann, wenn sich der Schulsprengel
auf den Bereich mehrerer Verwaltungsbezirke erstreckt oder die um Aufnahme ersuchte Schule in einem
anderen Verwaltungsbezirk liegt, die Bildungsdirektion.*

36. Nach § 38 werden folgende 88§ 38a und 38b samt Uberschriften eingefiigt:

.8 38a

Schulcluster mit allgemeinbildenden und berufsbildenden Pflichtschulen
(Pflichtschulcluster)

(1) Offentliche allgemeinbildende und berufsbildende Pflichtschulen, ausgenommen o6ffentliche
Praxisschulen gemal § 33a Abs. 1 des Schulorganisationsgesetzes und die im Art. V Z 1 der 5. Schul-
organisationsgesetz-Novelle, BGBI. Nr. 323/1975, genannten ¢ffentlichen Schulen, kdnnen nach
MaRgabe der folgenden Abséatze auch im organisatorischen Verbund als Schulcluster gefiihrt werden
(Pflichtschulcluster). Diese Schulcluster werden von der Bildungsdirektion errichtet und sind als
»Pflichtschulcluster (allenfalls mit einem auf die Region, auf die inhaltlichen Ausrichtungen oder auf
andere Gegebenheiten hinweisenden Zusatz) zu bezeichnen. Bei landesubergreifender Bildung von
Schulclustern haben die betreffenden Bildungsdirektionen einvernehmlich vorzugehen.

(2) Die Bildung von Pflichtschulclustern gemafR3 Abs. 3 und 4 darf héchstens acht Schulen mdglichst
unterschiedlicher Schularten umfassen und hat zur Voraussetzung, dass die beteiligten Schulen von 200
bis 2500 Schilerinnen und Schulern besucht werden. Eine Schulclusterbildung kann trotz
Unterschreitung der Mindestschiilerzahl von 200 Schilerinnen und Schiilern vorgesehen werden, wenn
die geografische Lage eine sinnvolle Schulclusterbildung mit mehr als 200 Schilerinnen und Schilern
nicht zuldsst und die Ausstattung der Schulen sowie ein zweckmaRiger Einsatz von
Lehrpersonalressourcen gewdhrleistet ist. Zum Zweck der Inklusion sind nach Madglichkeit
Sonderschulen  einzubeziehen. Mehrere  Schulcluster kénnen zu einem  Schulclusterverbund
zusammengefasst oder als Campus gefiihrt werden. Fur die Bildung von Schulclustern mit weniger als
200 Schulerinnen und Schulern oder mit mehr als 1 300 Schulerinnen und Schilern oder mit mehr als drei
am Schulcluster beteiligten Schulen ist die Zustimmung der Zentralausschiisse fir Landeslehrerinnen und
Landeslehrer der betroffenen Schulen erforderlich.

(3) Die Bildung von Pflichtschulclustern ist unbeschadet des Abs. 2 jedenfalls dann anzustreben,
wenn

1. die in Betracht kommenden Schulen nicht weiter als fiinf StraBenkilometer voneinander entfernt
sind,

2. zumindest eine dieser Schulen weniger als 100 Schulerinnen und Schiller umfasst,

3. an zumindest einer dieser Schulen innerhalb der letzten drei Jahre die Zahl der Schilerinnen und
Schuler tendenziell und merklich abgenommen hat und

4. im Fall von in Betracht kommenden berufsbildenden Pflichtschulen die Schulkonferenzen jeder
dieser Schulen nach Beratung mit den jeweiligen Schulgemeinschaftsausschissen und die
Schulerhalter jeder dieser Schulen der Schulclusterbildung zustimmen.

(4) Pflichtschulcluster kdnnen unbeschadet des Abs. 2 auch bei Nichtvorliegen der im Abs. 3 ge-
nannten Voraussetzungen von Amts wegen oder auf Anregung des Schulerhalters, der Landesregierung
oder des Zentralausschusses fiir die Landeslehrerinnen und Landeslehrer fiir allgemeinbildende Pflicht-
schulen und berufshildende Pflichtschulen vorgesehen werden, wenn

1. die Schulkonferenzen jeder der in Betracht kommenden Schulen nach Beratung mit den
jeweiligen Schulforen bzw. Schulgemeinschaftsausschiissen der Schulclusterbildung zustimmen,

2. die Schulerhalter jeder der in Betracht kommenden Schulen der Schulclusterbildung zustimmen
und

3. ein Entwurf eines Organisationsplans vorliegt, der die Schulclusterbildung pé&dagogisch und
organisatorisch zweckméBig erscheinen l&sst.

(5) Fir jeden Pflichtschulcluster ist eine Leiterin oder ein Leiter des Schulclusters zu bestellen.

(6) Die Leiterin oder der Leiter des Pflichtschulclusters hat in einem Organisationsplan festzulegen,
wie die ihr oder ihm von der Bildungsdirektion fiir die Besorgung der Verwaltungs- und Management-



aufgaben im Pflichtschulcluster zugeteilten Personalressourcen (Verwaltungsplanstellen und Lehrer-
wochenstunden) einzusetzen sind. Dabei ist § 26¢c Abs. 12 des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes zu
beachten. Im Rahmen dieser Personalressourcen hat sie oder er administratives Personal zur
Unterstiitzung bei der Wahrnehmung der Verwaltungsaufgaben zu bestellen. Darlber hinaus kann die
Clusterleitung Bereichsleiterinnen und Bereichsleiter bestellen. Die im Pflichtschulcluster fur die
Clusterleitung, die Bereichsleitung oder die Umwandlung in administratives Unterstiitzungspersonal nicht
eingesetzten Lehrerwochenstunden sind fir die Durchfihrung von padagogischen und fachdidaktischen
Projekten der Unterrichtsorganisation und Schulentwicklung zu verwenden.

(7) Ein Pflichtschulcluster wird, wenn die Voraussetzungen von Abs. 1 bis 6 gegeben sind, durch
Verordnung der Bildungsdirektion errichtet. Im Fall des Abs. 3 sind vor der Erlassung der Verordnung
die jeweiligen Schulerhalter der beteiligten allgemeinbildenden Pflichtschulen zu héren.

(8) In der Verordnung gemaR Abs. 7 ist festzulegen,

1. welche Schulen zu einem Schulcluster zusammengefasst werden,

2. die Bezeichnung des Schulclusters,

3. an welcher Schule die Clusterleitung eingerichtet wird und

4. zu welchem Zeitpunkt die Errichtung des Schulclusters wirksam wird.

§ 38b
Schulcluster mit Bundes- und Pflichtschulen

(1) Offentliche allgemeinbildende Pflichtschulen und berufsbildende Pflichtschulen, ausgenommen
offentliche Praxisschulen gemaf? § 33a Abs. 1 des Schulorganisationsgesetzes und die im Art. V Z 1 der
5. Schulorganisationsgesetz-Novelle, BGBI. Nr. 323/1975, genannten 6ffentlichen Schulen, kdnnen auch
im organisatorischen Verbund mit anderen o6ffentlichen Schulen, die in die Zustdndigkeit des Bundes
fallen, als Schulcluster mit Bundes- und Pflichtschulen gefiihrt werden, mit der MaRRgabe, dass

1. die Schulerhalter zustimmen,

2. fur jeden solchen Schulcluster eine Leiterin oder ein Leiter des Schulclusters zu bestellen ist,

3. die Leiterin oder der Leiter des Schulclusters einen Organisationsplan festzulegen hat und

4. die von der Bildungsdirektion fur die Besorgung der Verwaltungs- und Managementaufgaben im
Schulcluster zuzuteilenden Personalressourcen (Verwaltungsplanstellen und Lehrerwochenstun-
den) sich fur die an einem solchen Schulcluster beteiligten allgemeinbildenden und berufsbil-
denden Pflichtschulen, ausgenommen offentliche Praxisschulen und die im Art. V Z 1 der
5. Schulorganisationsgesetz-Novelle, BGBI. Nr. 323/1975, genannten 6ffentlichen Schulen, nach
den Bestimmungen des Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetzes, und fir die tbrigen beteiligten
Schulen nach den Bestimmungen des Schulorganisationsgesetzes richten.

(2) Die Bildung solcher Schulcluster erfolgt nach den Bestimmungen des Schulorganisations-
gesetzes.”

37. In 840 Abs.1, 2 und 5 erster und zweiter Satz entfallt die Wortfolge ,nach Anhdrung des
Landesschulrates*.

38. § 40 Abs. 4 lautet:

»(4) Baulichkeiten und Liegenschaften, die gem&R Abs. 3 Schulzwecken gewidmet sind, darf der
Schulerhalter - von Katastrophenfallen abgesehen - einer wenn auch nur voriibergehenden
Mitverwendung fur andere Zwecke nur mit vorheriger Bewilligung der Bildungsdirektion zufiihren. Die
Bewilligung ist zu versagen, wenn dadurch die Verwendung fur Schulzwecke beeintréchtigt wird. Die
Bildungsdirektion kann die Mitverwendung von Schulliegenschaften, insbesondere fiir Zwecke der
Volksbildung oder der kérperlichen Ertuichtigung generell durch Verordnung bewilligen, soweit dadurch
die Verwendung fir Schulzwecke nicht beeintrachtigt wird. Das ist jedenfalls dann nicht der Fall, wenn
Betreuungsangebote in den Ferienzeiten erfolgen.”

39. In 8 41 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,(wie Schulwart, Reinigungspersonal, Heizer)* durch die Wortfolge
,»(zB Schulwart, Reinigungspersonal)* ersetzt.

40. In 8 41 Abs. 4 lit. e entféllt die Wortfolge ,, , Heizer, Kanzleikréfte etc.”.



41. Nach § 47 wird folgender § 47a samt Uberschrift eingefiigt:

»847a
Auflassung von Pflichtschulclustern

(1) Pflichtschulcluster, die gemal § 38a Abs. 3 errichtet wurden, sind von der Bildungsdirektion von
Amts wegen aufzulassen, wenn die VVoraussetzungen geméaR § 38a Abs. 2 und 3 nicht mehr vorliegen und
die Beibehaltung des Schulclusters padagogisch und organisatorisch nicht mehr zweckmaBig ist.

(2) Pflichtschulcluster, die gem&R § 38a Abs. 4 errichtet wurden, sind auf Anregung des Schuler-
halters, der Landesregierung oder des Zentralausschusses fur die Landeslehrerinnen und Landeslehrer der
betroffenen Schulen von der Bildungsdirektion aufzulassen, wenn die Beibehaltung des Schulclusters
padagogisch und organisatorisch nicht mehr zweckmagig ist.

(3) Die Auflassung eines Pflichtschulclusters erfolgt durch Verordnung der Bildungsdirektion. Die
Schulerhalter sind vor Erlassung der Verordnung anzuhéren. In dieser Verordnung ist der Zeitpunkt, zu
dem die Auflassung des Pflichtschulclusters wirksam wird, festzulegen.

(4) Wird eine offentliche Pflichtschule, die einem Pflichtschulcluster gem&R § 38a Abs. 3 oder 4
angehort, aufgelassen und liegen hinsichtlich der verbleibenden Pflichtschulen die Voraussetzungen
gemaR § 38a Abs. 2 und 3 oder gemaR § 38a Abs. 2 und 4 weiterhin vor, so hat die Bildungsdirektion mit
Verordnung das Ausscheiden der betroffenen Pflichtschule aus dem Pflichtschulcluster und den
Zeitpunkt, zu dem das Ausscheiden wirksam wird, festzustellen sowie die erforderlichen Anpassungen
bei den Festlegungen gemaR § 38a Abs. 8 vorzunehmen. Die Schulerhalter sind vor Erlassung der
Verordnung anzuhdren. Ebenso hat die Bildungsdirektion vorzugehen, wenn zwar die Voraussetzungen
gemé&R § 38a Abs. 2 und 3 oder gemal § 38a Abs. 2 und 4 nicht mehr gegeben sind, der Weiterbestand
des Pflichtschulclusters aber aus organisatorischer und padagogischer Sicht zweckmaRig ist. Andernfalls
ist der Pflichtschulcluster von der Bildungsdirektion geméall Abs. 3 aufzulassen.*

42. In § 48 Abs. 2 wird das Wort ,,Semsterferien* durch das Wort ,,Semesterferien ersetzt.

43. § 48 Abs. 6 lautet:

.»(6) Ferner kann die Bildungsdirektion in besonderen Fallen des schulischen oder sonstigen ¢ffent-
lichen Lebens zwei weitere Tage durch Verordnung schulfrei erklaren.”

44. § 48 Abs. 7 lautet:

»(7) Bei Unbenitzbarkeit des Schulgebéudes, in Katastrophenféllen oder aus sonstigen zwingenden
oder im oOffentlichen Interesse gelegenen Griinden kann die unumganglich notwendige Zeit von der
Bildungsdirektion durch Verordnung schulfrei erklart werden. In dieser Verordnung kann bestimmt
werden, inwieweit diese Tage einzubringen sind. Betrégt die Zahl der schulfrei erklarten Tage mehr als
sechs, so hat die Bildungsdirektion die Einbringung der hiedurch entfallenden Schultage durch Verringe-
rung der in den Abs. 3, 5 und 6 vorgesehenen schulfreien Tage - mit Ausnahme der im Abs. 5 lit. a
genannten Tage, des 24. und 31. Dezembers und der letzten drei Tage der Karwoche — anzuordnen. Die
Hauptferien dirfen jedoch zu diesem Zweck um nicht mehr als zwei Wochen verkdirzt werden. Ist die
Zahl der schulfrei erklarten Tage geringer, so kann die Bildungsdirektion eine derartige Anordnung
treffen.”

45, § 48 Abs. 8 und 9 entfallen.
46. § 49 entfallt.
47. 8 50 entfallt.

48. § 51 Abs. 2 lautet:

»(2) Die Bestimmung der Schultage an ganzjéhrigen Berufsschulen hat darlber hinaus so zu
erfolgen, dass unter Beriicksichtigung der nach § 48 Abs.3 bis 5 sowie §10 Abs. 6 erster Satz
Schulzeitgesetz 1985 schulfreien oder schulfrei erklarten Tage sowie der nach § 10 Abs. 8 letzter Satz
Schulzeitgesetz 1985 festgelegten Hochstzahl der Unterrichtsstunden an einem Tag, die nach dem
Lehrplan vorgesehene Zahl an Unterrichtsstunden fiir die jeweilige Schulstufe nicht um mehr als ein
Zehntel unterschritten wird.*

49. 8§51 Abs. 3 und 4 lautet:

»(3) Ferner kann die Bildungsdirektion in besonderen Fallen zwei weitere Tage durch Verordnung
schulfrei erkléren.



(4) Die Bildungsdirektion hat nach Anhorung des Schulerhalters die Dauer der Lehrgdnge zu
bestimmen. Bei einer Unterbrechung des Lehrganges aus Anlass von Ferien oder aus sonstigen organisa-
torischen Griinden ist die volle Gesamtdauer des lehrplanméRig vorgesehenen Unterrichts anzustreben.
Wenn die im Lehrplan vorgesehene Zahl an Unterrichtsstunden fiir die jeweilige Schulstufe um mehr als
ein Zehntel durch Ferien, allenfalls im Zusammenhang mit anderen schulfreien Tagen, oder aus sonstigen
organisatorischen Griinden unterschritten wiirde, hat die Bildungsdirektion

a) die Einbringung der fehlenden Unterrichtsstunden, abweichend von § 48 Abs. 3 und 5, durch

aa) die Vorverlegung des Beginns des Schuljahres auf den ersten Werktag im September fiir alle
oder einzelne Lehrberufe,

bb) die Erklarung des Dienstags nach Ostern sowie nach Pfingsten zu Schultagen,

cc) die Verlegung der Semesterferien sowie des Endes des Unterrichtsjahres um héchstens fiinf
Schultage sowie

dd) die Erhéhung der Zahl der Unterrichtsstunden an einzelnen Schultagen bis zur Hochstzahl der
Unterrichtsstunden geméaR § 52 oder

b) die Verlangerung der Lehrgange
anzuordnen.”

50. § 51 Abs. 6 entfallt.

51. § 52 entfallt.

52. § 53 entfallt.

53. Die Uberschrift des Abschnitt V lautet:

,»Organe der Bildungsverwaltung*
54. § 56 samt Uberschrift lautet und folgender § 56a wird eingefiigt:

.8 56
Présidentin oder Prasident der Bildungsdirektion
(1) Die Landeshauptfrau oder der Landeshauptmann steht der Bildungsdirektion als Président vor.
(2) Die Funktion der Présidentin oder des Présidenten der Bildungsdirektion beginnt mit dem der
Kundmachung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx folgenden Monatsersten.
8§ 56a
Betrauung eines Mitglieds der Landesregierung durch Verordnung

(1) Die Landeshauptfrau oder der Landeshauptmann kann ein Mitglied der Landesregierung durch
Verordnung mit der Ausiibung der Funktion der Présidentin oder des Prasidenten betrauen.

(2) Eine Betrauung nach Abs. 1 beginnt friihestens mit dem der Kundmachung der Verordnung
folgenden Monatsersten.

(3) Eine Verordnung der Landeshauptfrau oder des Landeshauptmanns nach Abs. 1 ist im Landes-
gesetzblatt fur Burgenland kundzumachen.*

55. Nach § 56a wird folgende Abschnittshezeichnung samt Uberschrift eingefiigt:

,,Abschnitt VI
SchluBbestimmungen*

56. Dem § 58 werden folgende Abs. 13 und 14 angefiigt:

,»(13) Soweit in dem Gesetz in der Fassung LGBI. Nr. xx/xxxx auf die Bildungsdirektion abgestellt
wird, tritt bis zum Ablauf des 31.Dezember 2018 an die Stelle der Bildungsdirektion die
Landesregierung; sie hat in ihren Verfahren den Landesschulrat anzuhéren.

(14) In der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten in Kraft:

1. 8 51 Abs. 4 mit 1. Janner 2018;

2.82 Abs. 3,84a, 8§87 Abs. 4, 8§ 12 Abs. 2 und Abs. 2a, 88§ 13, 16 Abs. 2 und 2a, 88 17, 17c Abs. 2
und 2a, 88 17d, 19 Abs. 6, 88 21, 24 Abs. 2 und 2a, 88 25, 28 Abs. 2a, 88 29, 34, 38 Abs. 8 lit. c



und Abs. 9, 88 38a, 40 Abs. 4, § 41 Abs. 1 und 4, § 42 Abs. 4 lit. c und Abs. 8, 88 47a, 48 Abs. 2,
sowie § 59 mit 1. September 2018; gleichzeitig treten 88 5, 6, 48 Abs. 8 und 9, 88 49, 50, 51
Abs. 6, § 52 und § 53 auBer Kraft;

3.81 Abs.1und 3,82 Abs.6und 7,83 Abs. 3,87 Abs. 4 und 5, § 11 Abs. 5, 8§ 15 Abs. 4, § 17b
Abs. 4, 8 19 Abs. 7, § 23 Abs. 3, § 27 Abs. 4, § 30 Abs. 3, § 31 Abs. 1, 8§ 38 Abs. 6, 7, 11 bis 14,
§ 38b, § 39 Abs. 3, §40 Abs. 1, 2, 4 erster und zweiter Satz und Abs. 5 erster und zweiter Satz,
§42 Abs. 11, 8§ 47 Abs. 1, 2, 3, 4 erster und dritter Satz sowie Abs. 5 und 6, § 48 Abs. 5 lit. b,
Abs. 6 erster und zweiter Satz sowie Abs. 7, 8§ 51 Abs. 2, 3 und 4 erster und zweiter Satz und
§ 55 mit 1. Janner 2019;

4. 88 56 und 56a mit dem der Kundmachung folgenden Monatsersten.*
57. Nach 8 58 wird folgender 8§ 59 angefligt:

11§ 59
Verweisungen

Soweit in diesem Landesgesetz auf Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese, wenn nicht eine
bestimmte Fassung angefihrt ist, in folgender Fassung anzuwenden:

1. Schulorganisationsgesetz, BGBI. Nr. 242/1962, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 138/2017;

2. Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz, BGBI. Nr. 163/1955, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. | Nr. 138/2017;

3. Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz - LDG 1984, BGBI. Nr. 302/1984, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBI. | Nr. 167/2017;

4. Schulpflichtgesetz 1985, BGBI. Nr. 76/1985, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 138/2017;

5. Schulzeitgesetz 1985, BGBI. Nr.77/1985, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 138/2017;

6. Schulunterrichtsgesetz - SchUG, BGBI. Nr.472/1986, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 138/2017;

7. Minderheiten-Schulgesetz fur das Burgenland, BGBI. Nr. 641/1994, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBI. I Nr. 138/2017.*

Artikel 2

Anderung des Burgenlandischen Landeslehrerinnen und -lehrer
Diensthoheitsgesetzes 1995

Das Burgenléndische Landeslehrerinnen und -lehrer Diensthoheitsgesetz 1995 - Bgld. LDHG, LGBI.
Nr. 62/1995, in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 32/2014, wird wie folgt gedndert:

1. 8 1 lautet:

.81
Allgemeines

(1) Die Ausiibung der Diensthoheit tber die in einem 6ffentlich-rechtlichen Dienstverhéltnis zum
Land stehenden Lehrerinnen oder Lehrer (Landeslehrerinnen oder -lehrer) fiir Volks- und Hauptschulen,
Neue Mittelschulen, Sonderschulen und Polytechnische Schulen sowie fiir Berufsschulen und tber die
Personen, die einen Anspruch auf Ruhe- und Versorgungsbezug aus einem solchen Dienstverhaltnis einer
Landeslehrerin  oder eines Landeslehrers haben, sowie (ber Landesvertragslehrerinnen und
Landesvertragslehrer obliegt den im folgenden genannten Dienstbehérden.

(2) Bei der Besetzung der Schulcluster-Leitung von Schulclustern, an denen Bundes- und Pflicht-
schulen beteiligt sind, sind § 14a Abs. 11 Landesvertragslehrpersonengesetz 1966 - LVG, BGBI.
Nr. 172/1966, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr.167/2017, iVm. § 26f Landeslehrer-
Dienstrechtsgesetz - LDG 1984, BGBI. Nr. 302/1984, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 167/2017, § 2 Abs. 1 lit. e und f auf Landesvertragslehrpersonen sinngeméafl anzuwenden.*



2. § 2 lautet:

»82
Zusténdigkeit der Landesregierung
Der Landesregierung obliegt unbeschadet der ihr als oberstem Vollzugsorgan des Landes
zustehenden Befugnisse

a) die  Festsetzung des Dienstpostenplanes  (Stellenplanes) gemdal  Art. VI Abs. 2
Bundesverfassungsgesetz, BGBI. Nr. 215/1962;

b) die Entsendung eines Mitglieds in die Begutachtungskommission fir die Besetzung der an einer
Pflichtschule errichteten Schulcluster-Leitung gemai § 26f Abs. 2 Z 1 lit. b LDG 1984;

¢) die Mitwirkung bei der Auswahl bezuglich der Schulcluster-Leitung geméaR 8§ 26f Abs.2 Z 3
LDG 1984.“

3. § 3 entfallt.
4. 8 6 lautet:

’1§ 6
Zusténdigkeit der Bildungsdirektion

(1) Die Durchfihrung der nicht in § 2 angefiihrten MalRnahmen zur Ausiibung der Diensthoheit
obliegt der Bildungsdirektion.

(2) Die Bildungsdirektion hat die Landesregierung regelmaBig uber den Stellenplanvollzug zu
unterrichten. Zeichnet sich die Gefahr der Uberschreitung des vom Bund genehmigten Stellenplans ab, so
hat die Bildungsdirektion die Landesregierung ohne Verzug davon in Kenntnis zu setzen.*

4a. In 8 7 wird die Wortfolge ,,dem Landesschulrat* durch die Wortfolge ,,der Bildungsdirektion ersetzt.

5.In 88 Abs. 1, 89 Abs. 1, § 12 Abs. 1 und § 13 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,oeim Landesschulrat* jeweils
durch die Wortfolge ,,bei der Bildungsdirektion ersetzt.

6. § 8 Abs. 2 lautet:

»(2) Der Leistungsfeststellungskommission gehdren an:

a) eine rechtskundige Bedienstete/ ein rechtskundiger Bediensteter der Bildungsdirektion als
Vorsitzende/Vorsitzender,

b) eine Bedienstete/ ein Bediensteter der Schulaufsicht fiir allgemein bildende Pflichtschulen der
Bildungsdirektion,

c) vier Vertreterinnen/ Vertreter der Lehrpersonen fiir allgemein bildende Pflichtschulen.
Bei Stimmengleichheit entscheidet die/der Vorsitzende.*

7. In 88 Abs.5 wird die Wortfolge ,vom Landesschulrat“ durch die Wortfolge ,von der
Bildungsdirektion* ersetzt.

8. 8 9 Abs. 2 lautet:

»(2) Der Leistungsfeststellungskommission gehdren an:

a) eine rechtskundige Bedienstete/ein rechtskundiger Bediensteter der Bildungsdirektion als
Vorsitzende/Vorsitzender,

b) eine Bedienstete/ein Bediensteter der Schulaufsicht fir berufsbildende Pflichtschulen bei der
Bildungsdirektion,

c) vier Vertreterinnen/Vertreter der Lehrpersonen fir berufsbildende Pflichtschulen.
Bei Stimmengleichheit entscheidet die/der Vorsitzende.*

9. 812 Abs. 2 und 3 lautet:

,»(2) Der Disziplinarkommission gehdren an:

a) eine rechtskundige Bedienstete/ein rechtskundiger Bediensteter der Bildungsdirektion als
Vorsitzende/ VVorsitzender,

b) eine oder ein vom Landeshauptmann bestellte rechtskundige Bedienstete /bestellter
rechtskundiger Bediensteter der Bildungsdirektion oder des Amtes der Burgenldandischen
Landesregierung,



c) eine Bedienstete/ein Bediensteter der Schulaufsicht fur allgemein bildende Pflichtschulen der
Bildungsdirektion,
d) vier Vertreterinnen/Vertreter der Lehrpersonen fiir allgemein bildende Pflichtschulen.
(3) Zur Vertretung der durch eine Pflichtwidrigkeit verletzten dienstlichen Interessen sind von der
Landeshauptfrau oder vom Landeshauptmann eine rechtskundige Bedienstete oder ein rechtskundiger

Bediensteter der Bildungsdirektion oder des Amtes der Landesregierung als Disziplinaranwéltin oder
Disziplinaranwalt und deren bzw. dessen Stellvertreterin bzw. Stellvertreter zu bestellen.*

10. § 13 Abs. 2 und 3 lautet:

.»(2) Der Disziplinarkommission gehéren an:

a) eine rechtskundige Bedienstete/ein rechtskundiger Bediensteter der Bildungsdirektion als
Vorsitzende/ Vorsitzender,

b) eine oder ein vom Landeshauptmann bestellte rechtskundige Bedienstete /bestellter
rechtskundiger Bediensteter der Bildungsdirektion oder des Amtes der Burgenléndischen
Landesregierung,

c) eine Bedienstete/ein Bediensteter der Schulaufsicht fiir allgemein bildende Pflichtschulen der
Bildungsdirektion,

d) vier Vertreterinnen/Vertreter der Lehrpersonen fiir allgemein bildende Pflichtschulen.

(3) Zur Vertretung der durch eine Pflichtwidrigkeit verletzten dienstlichen Interessen sind von der
Landeshauptfrau oder vom Landeshauptmann eine rechtskundige Bedienstete oder ein rechtskundiger
Bediensteter der Bildungsdirektion oder des Amtes der Landesregierung oder dessen in gleicher Weise
bestellter Vertreter als Disziplinaranwaltin oder Disziplinaranwalt und dessen Stellvertreter zu bestellen.”
11. Dem § 17 wird folgender Abs. 6 angefiigt:

»(6)881,2,6,7,8Abs.1,2und5, 89 Abs. 1 und 2, 812 Abs. 1, 2, 3und § 13 Abs. 1, 2, 3 in der
Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit 1. Janner 2019 in Kraft; gleichzeitig tritt § 3 aulRer
Kraft.”

Artikel 3
Anderung des Burgenlandischen Landeslehrer-Dienstrechtsausfiihrungsgesetzes

Das Burgenlandische Landeslehrer-Dienstrechtsausfiihrungsgesetz - Bgld. LDAG, LGBIL.
Nr. 45/2003, in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 32/2014, wird wie folgt gedndert:

1. Im 81 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,den Landesschulrat* durch die Wortfolge ,,die Bildungsdirektion
ersetzt.
2. 8§ 3 lautet:

”§ 3

(1) Die Promulgationsklausel, 881 und 2 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 32/2014 treten mit 1.
August 2014 in Kraft.

(2) 81 Abs. 1 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx tritt mit 1. Janner 2019 in Kraft.“

Artikel 4
Anderung des Burgenlandischen Beziigegesetzes

Das Burgenlandische Beziigegesetz, LGBI. Nr. 14/1973, in der Fassung des Gesetzes LGBI.
Nr. 55/2014, wird wie folgt gedndert:

1. 8 8 Abs. 3 lit. b entfallt.

2. In 8§47 Abs.7 Z1 entfallt die Wortfolge ,, , fur den Amtsfiihrenden Préasidenten und den
Vizeprésidenten des Landesschulrates fir Burgenland®.



3. Nach 8§ 50 wird folgender § 51 angefigt:

»851

847 Abs. 7 Z1 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx tritt mit 1. Janner 2019 in Kraft;
gleichzeitig tritt § 8 Abs. 3 lit. b auBer Kraft.”

Artikel 5
Anderung des Burgenlandischen Gemeindebedienstetengesetzes 2014

Das Burgenléandische Gemeindebedienstetengesetz 2014 - Bgld. GemBG 2014, LGBI. Nr. 42/2014,
in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 32/2017, wird wie folgt gedndert:

1. In 8102 71 entféllt die Wortfolge ,,Amtsfiihrende Présidentin oder Amtsfiihrender Préasident des
Landesschulrates (Stadtschulrates fur Wien),".
2.8 106 Abs. 2 lautet:

»(2) Gemeindebedienstete, die befristet zum Mitglied eines Organs einer zwischenstaatlichen Ein-
richtung Uber Vorschlag der oder im Einvernehmen mit der Republik Osterreich bestellt werden, sind fir
die Dauer dieser Mitgliedschaft gegen Entfall des Monatsentgeltes beurlaubt.*

3. Dem § 162 wird folgender Abs. 13 angefligt:

»(13) 8102 Z1 und 8106 Abs.2 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr.xx/xxxx treten mit
1. Janner 2019 in Kraft.”

Artikel 6
Anderung des Landesbeamten-Dienstrechtsgesetzes 1997

Das Burgenléndische Landesbeamten-Dienstrechtsgesetz 1997 - LBDG 1997, LGBI. Nr. 17/1998, in
der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 29/2017, wird wie folgt geéndert:

1. In 820 Z 1 entfallt die Wortfolge ,,Amtsfiihrender Prasident des Landesschulrates (Stadtschulrates fir
Wien),".

2. In 8 199 Abs. 2 wird am Ende der Z 18 der Satzpunkt durch einen Beistrich ersetzt und folgende Z 19
angefigt:
»19. 8§ 20 Z 1 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx mit 1. Jdnner 2019.“

Artikel 7
Anderung des Burgenlandischen Landesvertragsbedienstetengesetzes 2013

Das Burgenlandische Landesvertragsbedienstetengesetz 2013 - Bgld. LVBG 2013, LGBIL.
Nr. 57/2013, in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 28/2017, wird wie folgt gedndert:
1. § 63 Abs. 2 lautet:

»(2) Eine Vertragsbedienstete oder ein Vertragsbediensteter, die oder der befristet zum Mitglied
eines Organs einer zwischenstaatlichen Einrichtung tber Vorschlag der oder im Einvernehmen mit der
Republik Osterreich bestellt wird, ist fir die Dauer der Mitgliedschaft gegen Entfall des Monatsentgelts
beurlaubt.*

2. Dem § 129 wird folgender Abs. 8 angefligt:

»(8) § 63 Abs. 2 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx tritt mit 1. Janner 2019 in Kraft.”

Artikel 8
Aufhebung des Burgenlandischen Schulaufsichtsgesetzes

Das Burgenlandische Schulaufsichtsgesetz, LGBI. Nr. 5/1964, in der Fassung des Gesetzes LGBI.
Nr. 38/2015, tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2018 auBer Kraft.



Artikel 9

Aufhebung der Verordnung Uber die Entschadigung der Mitglieder des Kollegiums
des Landesschulrates

Die Verordnung tber die Entschadigung der Mitglieder des Kollegiums des Landesschulrates, LGBI.
Nr. 57/2015, tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2018 auBer Kraft.

Dass dieser Abdruck mit dem vom Burgenldndischen Landtag am
05. Juli 2018 gefassten Beschluss gleichlautend ist, wird hiermit beglaubigt.

Eisenstadt, am 05. Juli 2018

Die Landtagsdirektorin:
Mag.* Monika LaAmmermayr eh.



Vorblatt
Problem:

Mit dem Bildungsreformgesetz 2017, BGBI. | Nr. 138/2017, wurden weitreichende Anderungen im
Bildungs- und Schulwesen vorgenommen, die den Landesgesetzgeber zu einer umfangreichen Anpassung
des Landesrechts verpflichten.

Ldsung:

Novellierung des Burgenléndischen Pflichtschulgesetzes 1995, des Burgenlandischen Landeslehrerinnen
und -lehrer Diensthoheitsgesetzes 1995, des Burgenlandischen Landeslehrer-Dienstrechtsausfiihrungs-
gesetzes, des Burgenldndischen Beziigegesetzes, des Burgenldndischen Gemeindebedienstetenge-
setzes 2014, des Burgenléndischen Landesbeamten-Dienstrechtsgesetzes 1997 und des Burgenlandischen
Landesvertragsbedienstetengesetzes 2013 (Burgenlandisches Bildungsreformgesetz 2018).

Inhalt:

Das Vorhaben umfasst hauptséchlich folgende Malinahmen:
- Schulautonome Unterrichtsorganisation

- Schulcluster

- Schulbehorden

Diese Malnahmen stellen die verpflichtende Umsetzung des Autonomiepakets und des
Schulorganisation-Pakets der von der Bundesregierung am 17.11.2015 vorgestellten umfassenden Reform
der Bildungsbereiche dar (Bildungsreformgesetz 2017, BGBI. | Nr. 138/2017).

Alternativen:

Die landesgesetzliche Ausfuhrung des Bildungsreformgesetzes 2017, BGBI. 1 Nr. 138/2017, ist
verpflichtend. Eine verfassungskonforme Alternative dazu besteht nicht.

Kosten:

Das vorliegende Gesetzespaket hat weder fur den Bund, das Land noch fiir die Gemeinden finanzielle
Auswirkungen. Das kommt daher, dass es sich um Ausfiihrungsgesetze zu zwingenden Bestimmungen im
Bildungsreformgesetz 2017, BGBI. | Nr. 138/2017, handelt, finanzielle Auswirkungen daher bereits von
diesem verursacht werden.

Verhéltnis zu Rechtsvorschriften der Européischen Union:
Gemeinschaftsrechtliche Berlihrungspunkte liegen nicht vor.
Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens:

Keine



Erlauternde Bemerkungen

Allgemeiner Teil
I. Anlass und Inhalt des Gesetzesentwurfs

Der vorliegende Entwurf soll das Autonomiepaket und das Schulorganisations-Paket dieser umfassenden
Bildungsreform umsetzen.

Mit dem Bildungsreformgesetz 2017, BGBI. I Nr. 138/2017, wurde die bundesverfassungsrechtliche
Grundlage fur die Neustrukturierung der Behdrdenorganisation auf dem Gebiet des Schul- und
Erziehungswesens und fiir die Einrichtung eines neuen Behdrdentyps zur Vollziehung grundsatzlich aller
Angelegenheiten des Art. 14 B-VG (ausgenommen das Kindergarten- und Hortwesen sowie Zentral-
lehranstalten) geschaffen (vgl. insbesondere Art. 113 B-VG idF BGBI. | Nr. 138/2017). Diese neuen
Behorden (Bildungsdirektionen) werden mit Wirksamkeit vom 1. Janner 2019 in jedem Bundesland am
Sitz der Landesregierung bzw. in Wien am Sitz des Stadtsenats als gemeinsame Bund-Lander-Behdrden
eingerichtet (Art. 113 Abs. 3 B-VG idF BGBI. | Nr. 138/2017, § 2 Bildungsdirektionen-Einrichtungsge-
setz - BD-EG, BGBI. | Nr. 138/2017) und ubernehmen ab diesem Zeitpunkt samtliche Aufgaben der
Landesschulrdte sowie der Landesbehtrden in den genannten Angelegenheiten, wobei erstere gemal
Art. 151 Abs. 61 Z3 B-VG, in der Fassung des Bildungsreformgesetzes 2017, mit Ablauf des
31. Dezember 2018 einschlieBlich der im Rahmen der Landesschulréte eingerichteten Kollegien aufgeldst
werden. Die Zustindigkeit zur Weiterfuhrung der mit Ablauf des 31. Dezember 2018 bei den
Landesschulrdten anhangigen Verfahren geht auf die Bildungsdirektionen (ber. Gleiches gilt fir die mit
Ablauf des 31. Dezember 2018 bei den Landesregierungen in den genannten Angelegenheiten anhéngigen
Verfahren (vgl. Art. 151 Abs. 61 Z 3 B-VG idF BGBI. | Nr. 138/2017).

Die Bildungsdirektionen werden als gemeinsame Bund-L&nder-Behérden sowohl in der Bundesvoll-
ziehung als auch in der Landesvollziehung tétig. In Angelegenheiten der Bundesvollziehung unterstehen
sie der zustdndigen Bundesministerin bzw. dem zustdndigen Bundesminister, in Angelegenheiten der
Landesvollziehung der zustandigen Landesregierung (bzw. dem zustdndigen Mitglied der Landesregie-
rung) und sind jeweils an deren bzw. an dessen Weisungen gebunden (vgl. Art. 113 Abs. 7 B-VG idF
BGBI. | Nr. 138/2017). Die Aufgaben der Bildungsdirektionen werden sowohl durch Bundes- als auch
durch Landesbedienstete besorgt (vgl. Art. 113 Abs. 9 B-VG idF BGBI. | Nr. 138/2017).

Die ndheren Bestimmungen Uber die Einrichtung und die Organisation der Bildungsdirektionen sowie die
Kundmachung ihrer Verordnungen enthalt das (ebenfalls im Rahmen des Bildungsreformgesetzes 2017
erlassene)  Bildungsdirektionen-Einrichtungsgesetz  (vgl. Art. 113 Abs. 10 B-VG idF BGBI. |
Nr. 138/2017).

Den Bildungsdirektionen obliegt bereits auf Grund der verfassungsrechtlichen VVorgaben die Vollziehung
des gesamten Schulrechts iSd. Art. 14 B-VG (vgl. Art. 113 Abs. 4 B-VG idF BGBI. | Nr. 138/2017).
lhnen kommt somit die Vollziehung des Dienst- und Personalvertretungsrechts sowohl der
Bundeslehrerinnen und Bundeslehrer und Landeslehrerinnen und Landeslehrer als auch jenes der
sonstigen Bundesbediensteten fur offentliche Schulen (ausgenommen land- und forstwirtschaftliche
Schulen) ebenso zu wie die Vollziehung der Angelegenheiten der duReren Schulorganisation, aber auch
die Qualitatssicherung, die Schulaufsicht sowie das Bildungscontrolling. Aufgaben auf dem Gebiet der
Vollziehung des Dienstrechts und des Personalvertretungsrechts der Lehrerinnen und Lehrer,
insbesondere Aufgaben auf den Gebieten des Disziplinarrechts, der Leistungsfeststellung, der
Gleichbehandlung und des Bedienstetenschutzes kénnen jedoch durch Gesetz auch auf andere Organe
Ubertragen werden (vgl. Art. 113 Abs. 5 B-VG idF BGBI. | Nr. 138/2017).

Das Burgenlandische Pflichtschulgesetz, LGBI. Nr. 36/1995, in der Fassung LGBI. Nr. 63/2017, betrifft
Angelegenheiten der &uBeren Schulorganisation der offentlichen Pflichtschulen (Angelegenheiten des
Aufbaus, der Organisationsformen, der Errichtung, Erhaltung und Auflassung, der Sprengel und der
Klassenschilerzahlen einerseits, der Unterrichtszeit andererseits) und sehen insofern verschiedene
Mitwirkungsrechte und Behdrdenkompetenzen der Bezirksverwaltungsbehdrden und der Landesregierung
sowie des Landesschulrats einschliellich des Kollegiums des Landesschulrats vor. Der Zustédndigkeits-
Ubergang auf die Bildungsdirektionen und die Auflésung der Landesschulrate samt Kollegien machen
daher umfangreiche Anpassungen in diesem Landesgesetz erforderlich.

Durch den Entfall der bisherigen Funktionen des ,,Amtsfliihrenden Présidenten des Landesschulrats*
sowie des ,,Vizeprésidenten des Landesschulrats” sind auch Anpassungen dienst- und bezugerechtlicher
Bestimmungen erforderlich.

Angesichts der Auflésung der Landeschulrédte samt Kollegien mit Ablauf des 31. Dezember 2018 entfallt
konsequenterweise mit diesem Zeitpunkt auch Art. 14 Abs. 3 lit. a B-VG, in der Fassung vor dem



Bildungsreformgesetz 2017, der die kompetenzrechtliche Grundlage fur die Regelung der Zusammen-
setzung und Gliederung der Kollegien, einschliellich der Bestellung ihrer Mitglieder und deren
Entschadigung, bildet. Soweit bundesgesetzlich nicht anderes bestimmt ist, treten mit diesem Zeitpunkt
dariiber hinaus die in den Angelegenheiten des Art. 14 Abs. 3 lit. a B-VG, in der Fassung vor dem
Bildungsreformgesetz 2017, bestehenden Grundsatzgesetze bzw. Grundsatzbestimmungen des Bundes
und diesbeziigliche Vorschriften der L&nder aufler Kraft (vgl. Art. 151 Abs. 61 B-VG idF BGBI. |
Nr. 138/2017).

Weiters soll mit dem Bildungsreformgesetz 2017 der Ausbau der Schulautonomie (beispielsweise die
Ubertragung der Gestaltung der Klassen- und Gruppenbildung in die Entscheidungsautonomie der Schul-
leiterin bzw. des Schulleiters, schulautonome Entscheidungsbefugnisse betreffend schulfrei erklérter
Tage, die Entscheidung, den Samstag zum Schultag bzw. zum schulfreien Tag zu erklaren, die Festlegung
der Dauer einer Unterrichtseinheit und die Festsetzung der Zahl der Unterrichtsstunden an einem Tag
sowie die Vorverlegung des Unterrichtsbeginns und die zeitlichen Festlegungen hinsichtlich des
Betreuungsteils bzw. des Unterrichts- und Betreuungsteils an ganztégigen Schulformen) und die Bildung
von Schulclustern ermdglicht werden.

Die Schule vor Ort ist in Verwaltungseinheiten organisiert, die von ihrer Struktur und Ausstattung den
Herausforderungen der erweiterten Schulautonomie gewachsen sind. An diesen Verwaltungseinheiten
werden Bildungsangebote vernetzt, Managementkompetenz aufgebaut, Synergien genutzt und das
Potenzial der erweiterten Schulautonomie voll ausgeschépft. Deshalb wurde grundsatzgesetzlich die
Mdoglichkeit geschaffen, dass bis zu acht Schulstandorte in geographisch benachbarter Lage zu einem
Schulcluster zusammengeschlossen werden. Der damit geschaffene gemeinsame pédagogische Rahmen
fir kleinere Schulstandorte ermdglicht beispielsweise die gemeinsame Entwicklung von Schwerpunkt-
setzungen, die Entwicklung und Umsetzung gemeinsamer Projekte, den starkenorientierten Einsatz von
Lehrkraften oder ein verbessertes Ubergangsmanagement an den Nahtstellen der involvierten Schulen.
Die Aufgaben der Schulleitung tbernimmt die Clusterleitung.

An den einzelnen Schulstandorten wird eine Standortleitung (Bereichsleiterinnen und Bereichsleiter)
etabliert. In jedem Pflichtschulcluster soll eine administrative Unterstitzung zur Unterstiitzung der Schul-
clusterleitung bzw. ein Sekretariat geschaffen werden.

Voraussetzung fir die Bildung eines Clusters ist sowohl im Pflichtschulbereich als auch im Bundes-
schulbereich die Erarbeitung eines Clusterplans, in dem die Struktur und Organisation des Clusters, die
Ubergreifende Zielsetzung sowie die mittelfristigen Entwicklungsperspektiven aller am Cluster beteiligten
Schulstandorte festgehalten werden. Die Schulpartner sollen bei der Erarbeitung des Clusterplans
eingebunden werden und die Mdglichkeit zur Stellungnahme erhalten.

Als wesentliche Inhalte dieses Gesetzentwurfs sind somit anzufiihren:

1. Neuordnung der Behdrden (Bildungsdirektionen als gemeinsame Bund-Land-Behdrde) durch
Anpassung der Behdrdenzustandigkeiten;

2. Festlegung, dass der Bildungsdirektion fiir Burgenland eine Préasidentin bzw. ein Préasident
vorsteht, samt dazugehdriger Verordnungserméchtigung zur Betrauung eines Mitglieds der
Landesregierung mit dieser Funktion;

3. Erméglichung der Bildung von Schulclustern;
4. Ausbau der Schulautonomie durch:

- Ubertragung der Gestaltung der Klassen- und Gruppenbildung in die Entscheidungsautonomie der
Schulleiterin bzw. des Schulleiters;

--  schulautonome Entscheidungsbefugnissen betreffend schulfrei erklarte Tage, die Entscheidung, den
Samstag zum Schultag bzw. zum schulfreien Tag zu erkléren, die Festlegung der Dauer einer
Unterrichtseinheit und die Festsetzung der Zahl der Unterrichtsstunden an einem Tag sowie die
Vorverlegung des Unterrichtsbeginns und die zeitlichen Festlegungen hinsichtlich des
Betreuungsteils bzw. des Unterrichts- und Betreuungsteils an ganztagigen Schulformen.

Ad 1.und 2.:

Mit Wirksamkeit ab 1.J&nner 2019 wurde eine neue Behorde zur Vollziehung grundsatzlich aller
Angelegenheiten des Schul- und Erziehungswesens geschaffen. Diese neue Behérde (Bildungsdirektion)
wird in jedem Bundesland eingerichtet und I6st die dort bestehenden Landesschulrdte sowie die
»Schulabteilungen“ in den Landesregierungen ab. Bei diesen Bildungsdirektionen handelt es sich um
»gemischte Behorden®, der die Landes- ebenso wie die Bundesvollziehung Ubertragen sind (Bund-Land-
Behorde).



Die Verwaltungsmaterien gemall Art. 14 B-VG sollen weitgehend in dieser gemeinsamen Behdrde
gebundelt werden. Mit der Errichtung der Bildungsdirektionen wird die Auflésung der Landesschulrate
einhergehen. Damit ist auch die Aufhebung der gesetzlichen Grundlage fiir die Landesschulrate, ndmlich
des Bundes-Schulaufsichtsgesetzes und in dessen Ausfiihrung des Burgenlandischen Landeslehrerinnen
und -lehrer Diensthoheitsgesetzes 1995 und des Burgenldndischen Landeslehrer-Dienstrechts-
ausfiihrungsgesetzes (Artikel 2 und 3 des Sammelgesetzes), verbunden. Dementsprechend sind auch alle
Bestimmungen in den Ausfiihrungsgesetzen an diese neue Behdrdenstruktur anzupassen.

Im Hinblick auf die verfassungsrechtliche Kompetenzverteilung im Schulwesen erfolgt bereits im B-VG
die Feinabstimmung der Befugnisse von Bund und Land, etwa hinsichtlich der Einrichtung und
Organisation der Behorde sowie der Bestellung des Bildungsdirektors oder der Bildungsdirektorin, der
Weisungsbefugnisse sowie der Ermdglichung der Einrichtung eines Prasidenten oder einer Présidentin
durch Landesgesetz als Behordenleiter oder Behdrdenleiterin.

Die Organisation der neuen Behorde ,,Bildungsdirektion* ist durch das Bildungsdirektionen-Einrichtungs-
gesetz geregelt. Die Vollziehung auf dem Gebiet des Schulwesens und auf dem Gebiet des Erziehungs-
wesens betreffend Schilerheime (ausgenommen das in die Vollzugskompetenz der Lénder fallende
Kindergarten- und Hortwesen, Zentrallehranstalten sowie das land- und forstwirtschaftliche Schulwesen
gemal Art. 14a B-VG) wird kiinftig in den Angelegenheiten der Bundesvollziehung vom zustandigen
Mitglied der Bundesregierung, in den Angelegenheiten der Landesvollziehung von der Landesregierung
sowie in beiden Vollzugsbereichen von den Bildungsdirektionen zu besorgen sein. Die Bildungsdirektion
untersteht je nach Vollzugsbereich dem zustandigen Mitglied der Bundesregierung bzw. der Landes-
regierung. Die Aufgaben werden durch Bundes- und Landesbedienstete besorgt.

Ad 3. und 4.:
Schulcluster:

Es wurde grundsatzgesetzlich die Mdoglichkeit geschaffen, dass bis zu acht Schulstandorte in
geographisch benachbarter Lage zu einem Schulcluster zusammengeschlossen werden kdénnen. Der damit
geschaffene gemeinsame pédagogische Rahmen fir kleinere Schulstandorte ermdglicht beispielsweise die
gemeinsame Entwicklung von Schwerpunktsetzungen, die Entwicklung und Umsetzung gemeinsamer
Projekte, den starkenorientierten Einsatz von Lehrkraften oder ein verbessertes Ubergangsmanagement an
den Nahtstellen der involvierten Schulen. Die Aufgaben der Schulleitung Gbernimmt die Clusterleitung.
An den einzelnen Schulstandorten kann eine Standortleitung (Bereichsleiterinnen und Bereichsleiter)
etabliert werden. Voraussetzung fur die Bildung eines Clusters ist sowohl im Pflichtschulbereich als auch
im Bundesschulbereich die Erarbeitung eines Clusterplans, in dem die Struktur und Organisation des
Clusters, die ubergreifende Zielsetzung sowie die mittelfristigen Entwicklungsperspektiven aller am
Cluster beteiligten Schulstandorte festgehalten werden. Die Schulpartner sollen bei der Erarbeitung des
Clusterplans eingebunden werden und erhalten die Mdglichkeit zur Stellungnahme.

Schulautonomie:

Entscheidungen, die die Organisation des Unterrichts betreffen, werden ab 1.9.2018 flexibel vor Ort an
der Schule getroffen und die persénlichen und fachlichen Qualifikationen des Lehrpersonals entsprechen
den spezifischen Anforderungen der konkreten Schule.

Im Beschluss des Ministerrats zur Bildungsreform vom 17. November 2015 wird im Zusammenhang mit
dem Autonomiepaket das Ziel formuliert, dass durch autonome Gestaltung und padagogische Freirdume
an den Schulen bessere Lernergebnisse sowie ein effizienterer Ressourceneinsatz erreicht werden sollen.

Das Autonomiepaket bildet deshalb padagogisch, organisatorisch und strukturell den Kern der
Bildungsreform. Die Handlungsspielrdume an den Schulstandorten werden entscheidend gestarkt.

Insofern bleiben Grenzen bestehen, als mit den vorhandenen Ressourcen das Auslangen gefunden werden
muss. Zusatzliche Ressourcen fur die Schulen sind im Rahmen der Bildungsreform 2017 nicht
vorgesehen (Kostenneutralitét).

1. Kompetenzgrundlagen:
Artikel 1: Anderungen des Burgenlandischen Pflichtschulgesetzes 1995:

Gemall Artikel 14 Abs. 3 lit. b des B-VG ist in den Angelegenheiten der &ufleren Organisation der
offentlichen Pflichtschulen die Gesetzgebung Uber die Grundsatze Bundessache und die Ausfilhrungs-
gesetzgebung und die Vollziehung Landessache.

Im Sinne dieser Verfassungsbestimmung sowie in Ausfilhrung der bundesgesetzlichen Grundsatz-
bestimmungen wurde das Burgenlandische Pflichtschulgesetz, LGBI. Nr. 36/1995, zuletzt in der Fassung
LGBI. Nr. 63/2017, erlassen.



Die auszufiihrenden Grundsatzgesetze sind:

- Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz, BGBI. Nr. 163/1955, zuletzt gedndert mit BGBI. |
Nr. 138/2017 geéndert.

- Schulorganisationsgesetz 1962, BGBI. Nr. 242/1962; zuletzt gedndert mit BGBI. | Nr. 138/2017
gedndert.

- Schulzeitgesetz 1985, BGBI. Nr. 77/1985 (SchZG); zuletzt geédndert mit BGBI. | Nr. 138/2017
gedndert.

Artikel 2: Anderungen des Burgenlandischen Landeslehrerinnen und -lehrer Diensthoheits-
gesetzes 1995

Gemal Art.14 Abs.2 B-VG ist in den Angelegenheiten des Dienstrechts und des
Personalvertretungsrechts der Lehrerinnen und Lehrer fur 6ffentliche Pflichtschulen, soweit in Abs. 4
lit. a nicht anderes bestimmt ist, die Gesetzgebung Bundessache und die Vollziehung Landessache.

GemalR Artikel 14 Abs. 4 lit.a B-VG ist Landessache die Gesetzgebung und die Vollziehung der
Behdérdenzustandigkeit zur Ausiibung der Diensthoheit ber die Lehrerinnen und Lehrer fir éffentliche
Pflichtschulen aufgrund der gemaR Abs. 2 ergehenden Gesetze.

Im Sinne dieser Verfassungsbestimmung wurde das Burgenléandische Landeslehrerinnen und -lehrer
Diensthoheitsgesetz 1995 (Bgld. LDHG 1995), LGBI. Nr. 62/1995, in der Fassung LGBI. Nr. 322/2014,
erlassen.

Artikel 3: Anderungen des Burgenlandischen Landeslehrer-Dienstrechtsausfihrungsgesetzes

Das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984, BGBI. Nr. 302, (LDG 1984) in der geltenden Fassung, hat
seine verfassungsrechtliche Grundlage in Artikel 14 Abs. 2 B-VG, BGBI. Nr. 1/1930. Demnach ist in
Angelegenheiten des Dienstrechts und des Personalvertretungsrechts der Lehrerlnnen fiir allgemein-
bildende 6ffentliche Pflichtschulen, soweit im Abs. 4 lit. a nicht anderes bestimmt ist, die Gesetzgebung
Bundessache und die Vollziehung Landessache. In diesen Bundesgesetzen kann die Landesgesetzgebung
erméchtigt werden, zu genau zu bezeichnenden Bestimmungen Ausflihrungsbestimmungen zu erlassen.

Von dieser Bundesverfassungsregelung hat der Bundesgesetzgeber unter anderem bislang im § 26 Abs. 6
LDG 1984 Gebrauch gemacht. Auf dieser Rechtsgrundlage erfolgte die burgenléandische Ausflhrungs-
gesetzgebung, zuletzt durch das Burgenlédndische Landeslehrer-Dienstrechtsausfiihrungsgesetz - Bgld.
LDAG, LGBI. Nr. 45/2003, in der Fassung LGBI. Nr. 32/2014.

Mit der Novellierung des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1984 durch die Novelle BGBI. |
Nr. 138/2017 hat der Bund das Leiterbestellungsverfahren direkt durch Bundesgesetz zur Génze geregelt
und hat keine Grundsatzregelung fir eine Ausfiihrungsgesetzgebung der Lander mehr vorgesehen.

Artikel 4, 5, 6, 7, 8 und 9: Anderungen des Burgenléndischen Beziigegesetzes, Burgenlandischen
Gemeindebedienstetengesetzes 2014, des Burgenlandischen Landesbeamten-
Dienstrechtsgesetzes 1997 und des Burgenlandischen Landesvertragsbedienstetengesetzes sowie die
Aufhebung des Burgenlandischen Schulaufsichtsgesetzes und der Verordnung des Landesgesetzes
Uber die Entschadigung der Mitglieder des Kollegiums des Landesschulrates

Die Kompetenz des Landesgesetzgebers ergibt sich im Ubrigen in erster Linie aus der Generalklausel des
Art. 15 Abs. 1 B-VG. Davon abweichend ist Art. 21 B-VG die Kompetenzgrundlage fiir das Dienstrecht
der Landes- und Gemeindebediensteten.

Gemal Artikel 14 Abs. 3 lit. a des B-VG ist Bundessache die Gesetzgebung (ber die Grundsatze und
Landessache die Erlassung von Ausfuhrungsgesetzen und die Vollziehung hinsichtlich der Zusammen-
setzung und Gliederung der Kollegien, die im Rahmen der Schulbehérden des Bundes zu bilden sind,
einschlieBlich der Bestellung der Mitglieder dieser Kollegien und ihrer Entschadigung.

Auf dieser Rechtsgrundlage wurde das Bundes-Schulaufsichtsgesetz, BGBI. Nr. 240/1962, erlassen und
zuletzt mit BGBI. | Nr. 138/2017 geéndert. Dazu erging das Burgenlandische Schulaufsichtsgesetz, LGBI.
Nr. 5/1964, zuletzt in der Fassung LGBI. Nr.38/2015 sowie die Verordnung der Burgenléndischen
Landesregierung vom 1. Dezember uber die Entschadigung der Mitglieder des Kollegiums des Landes-
schulrates, LGBI. Nr. 57/2015.

Mit der Auflassung des Landesschulrates durch die Novelle BGBI. I Nr. 138/2017 wird das Bundes-
Schulaufsichtsgesetz aufgehoben, womit auch das Burgenlandische Schulaufsichtsgesetz und die Verord-
nung Uber die Entschadigung der Mitglieder des Kollegiums des Landesschulrates als gegenstandslos
aufzuheben sind.



Artikel 10: Gesetz, mit dem die Landeshauptfrau/der Landeshauptmann zur Présidentin/zum
Préasidenten der Bildungsdirektion Burgenland bestellt wird

Die Ubergangsbestimmungen sehen fiir den Ubergang zu der neuen Rechtslage vor, dass vor Errichtung
der Bildungsdirektion ab 1.1.2019 bereits ab 1.1.2018 sowohl der Bildungsdirektor als auch der Président
( Landeshauptmann oder ein Mitglied der Landesregierung) bestellt werden kdnnen. Der Président kann
somit ab 1.1.2018 nach dem gemaR Art . 113 Abs. 8 idF BGBI. | Nr. 138/2017 festgelegten Verfahren (in
Ausfuhrung des Art. 113 Abs. 8 B-VG idF des Bildungsreformgesetzes) vorgesehen werden.

I11. Finanzielle Auswirkungen auf die Gebietskdrperschaften

Das vorliegende Gesetzespaket hat weder fir den Bund, das Land noch fiir die Gemeinden unmittelbare
finanzielle Auswirkungen. Das kommt daher, dass es sich um Ausflihrungsgesetze zu zwingenden
Bestimmungen im Bildungsreformgesetz 2017, BGBI. | Nr. 138/2017, handelt, finanzielle Auswirkungen
daher bereits von diesem verursacht werden.

Das Bildungsreformgesetz 2017 des Bundes belastet den Landeshaushalt insbesondere durch die System-
anderungen, die mit der Umstellung auf die neue Schulbehdrde Bildungsdirektion verbunden sind; es ist
auf erhebliche zusatzliche Aufwendungen hinzuweisen, die beispielsweise durch Sachaufwendungen fir
Software bzw. Softwareumstellungen (SAP-PM, ELAK, etc.) entstehen. Genaue Zahlen sind jedoch noch
nicht bekannt.

In diesem Zusammenhang ist auf erhebliche zusétzliche Aufwendungen hinzuweisen:

- Art. IV Abs. 4 des Bundesverfassungsgesetzes verlangt hinsichtlich des Schulwesens, dass die
Lander das IT-Verfahren fir das Personalmanagement des Bundes (bernehmen, um dem Bund
uneingeschréankte Einsichtsmdglichkeit zum Zwecke des Budget-, Personal- und Bildungscontrolling
zu gewihrleisten. Die verpflichtende Ubernahme dieser Software (SAP-PM) wird fiir das
Burgenland kiinftig Zusatzkosten in noch unbekannter Héhe verursachen.

Das bisher verwendete burgenlédndische Landeslehrerlnnenpersonalverwaltungssystem wird dadurch
jedoch bis auf weiteres nicht zur Génze ersetzt (insbesondere hinsichtlich der Verrechnung der
pensionierten Landeslehrerinnen).

- Auch hinsichtlich der Personalkosten - kinftig wird laut Bildungsdirektionen-Einrichtungsgesetz
eine sachlich in Betracht kommende Oberbehdrde vorzusehen sein - wird eine Kostenneutralitét
nicht moéglich sein und mit einem Mehraufwand hinsichtlich Personal- und Sachaufwand in noch
nicht bekannter Hohe zu kalkulieren sein.

IV. Verhaltnis zu Rechtsvorschriften der Européischen Union

Diesem Landesgesetz stehen - soweit ersichtlich - keine zwingenden unionsrechtlichen Vorschriften
entgegen.
V. Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft, insbesondere auf Frauen und
Manner

Die in diesem Landesgesetz enthaltenen Regelungen haben - soweit ersichtlich - weder direkt noch
indirekt unterschiedliche Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frauen und Ménnern und die
gesellschaftliche Vielfalt.

Die Texte der vorliegenden Gesetzesnovelle wurden geschlechtergerecht formuliert. Eine Anpassung des
gesamten Gesetzestextes ware - im Vergleich mit den inhaltlichen Anderungen der vorliegenden Novelle
- mit einem unverhéltnismaRigen Aufwand verbunden und ist daher hier unterblieben, soll aber bei der
néchsten daflir geeigneten Gelegenheit vorgenommen werden.

Aus der nicht durchgangig geschlechtergerechten Textierung darf keinesfalls die Zuléassigkeit
tatséchlicher Differenzierungen bei denjenigen Bestimmungen abgeleitet werden, die noch nicht
geschlechtergerecht formuliert sind.

V1. Auswirkungen in umweltpolitischer Hinsicht, insbesondere Klimavertraglichkeit

Die in diesem Landesgesetz enthaltenen Regelungen weisen keinerlei umweltpolitische Relevanz auf.
VII. Besonderheiten des Gesetzgebungsverfahrens

Der vorliegende Gesetzesentwurf enthalt keine Verfassungsbestimmungen.

Eine Mitwirkung von Bundesorganen im Sinne des Art. 97 Abs.2 B-VG ist im vorliegenden
Gesetzentwurf nicht vorgesehen. Der Gesetzentwurf hat keine Landes- oder Gemeindeabgabe im Sinne
des 89 Abs. 1



F-VG 1948 zum Gegenstand. Es besteht auch aus sonstigen Grinden keine Verpflichtung, diesen
Gesetzesbeschluss vor seiner Kundmachung dem Bundeskanzleramt bekannt zu geben.



I1. Besonderer Teil
Zu Art. 1 (Anderung des Burgenlandischen Pflichtschulgesetzes 1995 - Bgld. PfISchG 1995)
ZuZ1(81Abs. 1):

Die Bestimmungen des § 1 Abs. 1 sind Begriffsbestimmungen, die im § 8 des Schulorgansationsgesetzes
des Bundes geregelt sind und keine Grundsatzbestimmungen darstellen. Da es sich um unmittelbar
anzuwendendes Bundesrecht handelt, sind die Ausfiihrungen im 8§81 Bgld. PflSchG entsprechend
anzupassen - ausgenommen die Begriffsdefinition beziglich der ,,6ffentlichen Pflichtschulen®.

Weiters ist durch die Auflassung des Landesschulrates und die Errichtung der Bildungsdirektion mit
1. Janner 2019 der Begriff Landesschulrat zu streichen und durch den Begriff Bildungsdirektion zu
ersetzen (vgl. hiezu auch Erlauterungen zu Z 3, 5, 9, 10, 14, 17, 21, 23, 28, 37 und 49).

ZuZ2(81Abs. 3):

Aufgrund der redaktionellen Richtigstellung der Begriffe ,,Ubungsschulen“ und ,,Ubungsschiilerheime® in
»Praxisschulen” und ,,Praxisschilerheime* im 8 1 Abs. 1 des Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetzes,
BGBI. Nr. 163/1955, durch die Novelle BGBI. Nr. 138/2017, ist auch die entsprechende Anpassung im
§ 1 Abs. 3 des Bgld. PfISchG 1995 erforderlich.

Zu Z3(82Abs. 3):

Auf Grund der mit dem Bildungsreformgesetz 2017 geschaffenen Mdglichkeit, Schulen zu Schulclustern
zusammenzuschlieBen (vgl. 88 38a, 38b und 47a Bgld. PflSchG 1995) sowie die diesbeziiglichen
Erlauterungen zu Z 36 und 41), ist in Ubereinstimmung mit den grundsatzgesetzlichen Vorgaben (vgl. § 8
Abs. 1 Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz idF BGBI. | Nr. 138/2017) auch die Regelung betreffend
die Kostentragungspflicht des gesetzlichen Schulerhalters anzupassen.

Zu Z 4 (8 2 Abs. 6):

Die durch die Novelle zum Schulorganisationsgesetz, BGBI. Nr. 38/2015, erforderliche Anpassung der
Aufzéhlung jener Berufsgruppen, die im Freizeitbereich des Betreuungsteils ganztagiger Schulformen
eingesetzt werden konnen, wurde bereits durch LGBI. Nr. 67/2016 umgesetzt. Ergédnzend dazu soll die
Aufzéhlung aller Ausbildungen, die zum Einsatz im Freizeitbereich des Betreuungsteils berechtigen, auch
im Text des § 2 Abs. 6 erfolgen.

Zu Z5, 6, 10, 14, 17, 21, 23, 25a, 28, 37 und 49 (§ 2 Abs. 7, 8 3 Abs. 3, § 7 Abs. 5, § 11 Abs. 5 erster
Satz, § 15 Abs. 4, § 17b Abs. 4, § 19 Abs. 7, § 23 Abs. 3, § 27 Abs. 4, § 30 Abs. 3, § 31 Abs. 1, § 38
Abs. 6,7 und 14, § 39 Abs. 3, § 40 Abs. 1 2 und Abs. 5 erster Satz und zweiter Satz, § 42 Abs. 11,
8§47 Abs. 1, 2, 3, 4 erster Satz und dritter Satz, Abs. 5 und Abs. 6, § 47 Abs. 1 und 2, § 48 Abs. 5
lit. b, 8 50 Abs. 1, 8 51 Abs. 3, 4, 5 und 6 sowie in § 55):

GeméalR Art. 113 Abs.4 B-VG, in der Fassung des Bildungsreformgesetzes 2017, ist kiinftig die
Vollziehung des Schulrechts fir 6ffentliche Schulen gemaR Art. 14 B-VG sowohl in Angelegenheiten der
Bundesvollziehung als auch in Angelegenheiten der Landesvollziehung von Bildungsdirektionen zu
besorgen, die gemal Art. 113 Abs. 3 B-VG in jedem Bundesland eingerichtet werden (vgl. dazu die
Ausfihrungen im Allgemeinen Teil unter Punkt 1.1).

Die Bildungsdirektionen vollziehen somit insbesondere auch die Angelegenheiten der duReren Schul-
organisation der 6ffentlichen Pflichtschulen, zu denen unter anderem die Angelegenheiten des Aufbaus,
der Organisationsformen, der Errichtung, Erhaltung und Auflassung, der Sprengel und der Klassen-
schiilerzahlen der 6ffentlichen Pflichtschulen zahlen (vgl. sowohl Art. 14 Abs. 3 lit. b idF vor BGBI. |
Nr. 138/2017 als auch Art. 14 Abs. 3 lit. a B-VG idF BGBI. | Nr. 138/2017). Die im Bgld. PfISchG 1995
in diesem Zusammenhang vorgesehenen Befugnisse der Bezirksverwaltungsbehdrden, der Landesregie-
rung und des Landesschulrates sind demnach ab 1.Janner 2019 von der Bildungsdirektion
wahrzunehmen, sodass die einfachgesetzlich geregelten Behdrdenzustandigkeiten entsprechend angepasst
werden mussen.

Dort, wo Aufgaben der Bezirksverwaltungsbehdrden oder der Landesregierung in Zukunft von der
Bildungsdirektion wahrgenommen werden und bisher eine Anhérung des Landesschulrats vorgesehen
war, kann das Anhérungsrecht angesichts der generellen Zustandigkeit der Bildungsdirektion entfallen.
Dies gilt insbesondere auch fir die Festlegung der Geschlechtertrennung aus organisatorischen oder
lehrplanméRigen Grinden gemdl §3 Abs.3 Bgld. PflISchG 1995. Nachdem im Hinblick auf die
verfassungsrechtlichen VVorgaben die Entscheidung tiber die Geschlechtertrennung ausfiihrungsgesetzlich
der Bildungsdirektion (bertragen wird und die Landesschulrdte samt der bei ihnen eingerichteten
Kollegien aufgelost werden, ist das diesbezigliche Anhérungsrecht nur noch dem jeweiligen
Schulerhalter einzurdumen. In diesem Sinn ist auch die Entscheidung Uber die Organisationsform der



Polytechnischen Schulen der Bildungsdirektion zuzuweisen und kann das Anhdrungsrecht des
Landesschulrats entfallen (vgl. § 23 Abs. 3 Bgld. PflISchG). Neben dem Schulerhalter kommt hingegen
weiterhin dem Schulgemeinschaftsausschuss (vgl. 8§ 63a und 64 Schulunterrichtsgesetz, BGBI.
Nr. 472/1986, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 138/2017) ein Anhérungsrecht zu.

Zu Z7 (8 4a):

Pflichtschulen sind unselbststandige Anstalten. Als solche sind sie nicht rechts- und handlungsfahig. Mit
dem Abs. 1 des § 86a wird den Pflichtschulen ex lege eine Teilrechtsfahigkeit zuerkannt. Schulen kdnnen
kinftig daher in begrenztem Rahmen im eigenen Namen handeln. Die Teilrechtsfahigkeit beschrankt sich
auf zwei Rechtsbereiche, ndmlich die Entgegennahme von und die Verfligung Uber durch unentgeltliche
Rechtsgeschafte erbrachte finanzielle Zuwendungen und die Entgegennahme von und die Verfiigung Uber
naher bestimmte schulbezogene finanzielle Beitrdge und Zahlungen. In diesem Zusammenhang wird den
Schulen, in Ausfihrung des § 14 Abs. 5 des Pflichtschulerhaltungs- Grundsatzgesetzes in der Fassung des
Bildungsreformgesetzes 2017, auch das Recht eingerdumt, ein auf die Schule lautendes Konto bei einem
Bankinstitut zu fahren.

Abs. 1 lit. a ermdglicht es analog zu § 128b des Schulorganisationsgesetzes den Schulen, bestimmte
finanzielle Zuwendungen selbststandig fur Zwecke der Schule zu verwenden. Da auch ein Schenkungs-
vertrag oder eine letztwillige Verfugung ein einseitig verpflichtendes, jedoch zweiseitiges Rechtsgeschaft
darstellt, das der rechtsgeschéftlichen Willenserklarung beider Parteien bedarf, ist es fir Schulen
aufgrund der ausdriicklichen Zuerkennung der Rechtspersonlichkeit fir die Annahme derartiger
finanzieller Zuwendungen nunmehr mdglich, diese Zuwendungen durch den Leiter selbst anzunehmen.

Abs. 1 lit. b und ¢ gestattet den Schulen die Entgegennahme und Verwendung der dort genannten finan-
ziellen Beitrdge und Zahlungen. Als sonstige schulbezogene Zahlungen sind beispielsweise
zuléssigerweise eingehobene Beitrdge, mit denen der Aufwand fur die Anschaffung von flr den
Unterricht erforderlichen Lern- und Arbeitsmitteln zu bedecken ist, oder Spendengelder, die im Rahmen
von Schulsammlungen (§ 46 SchUG) eingehoben werden, zu verstehen.

Die Zuwendungen bzw. Beitrdge und sonstige schulbezogene Zahlungen sind zweckgebunden zu ver-
wenden. So ist es beispielsweise unzuldssig, mit eingehobenen Spendengeldern Kosten zu bedecken, die
im Zug der Durchftihrung einer Schulveranstaltung entstehen.

Zur Verwahrung der Zuwendungen bzw. Beitrdge und sonstigen Zahlungen und zur Abwicklung eines
damit verbundenen Zahlungsverkehrs wird es nach § 86a Abs. 2 dem Leiter einer Schule bzw. eines
Schulclusters erméglicht, ein auf die Schule lautendes Konto bei einem Bankinstitut zu eréffnen und zu
bedienen. Die mit der Kontoflihrung allenfalls verbundenen Gebiihren und Entgelte sind Teil des
laufenden Betriebs der Schule. Die Zuwendungen, Beitrdge und Zahlungen kénnen auf dieses (Schul-)
Konto eingezahlt werden. Die Erméchtigung zur Kontoerdffnung soll dabei ausschlielich dem Leiter
zukommen. Der Leiter kann jedoch bei Bedarf fiir Subkonten Kontovertrage unterfertigen und Lehrer
oder eine Verwaltungskraft als Zeichnungsberechtigte einsetzen oder eine Vollmacht fir die Eréffnung
der Subkonten ausstellen.

Abs. 3 verpflichtet den Schulleiter zu einer ordnungsgemafen Dokumentation des schulischen Zahlungs-
verkehrs und zur sicheren Aufbewahrung der verrechnungsrelevanten Unterlagen fir einen Zeitraum von
mindestens sieben Jahren.

Abs. 4 ermdglicht den Schulerhaltern die jederzeitige Prifung der widmungsgeméaBen Verwendung der
Geldmittel und der Kontofiihrung.

Abs. 5 regelt, wie bei Stilllegung oder Auflassung einer Schule mit einem allenfalls vorhandenen
Guthaben zu verfahren ist. Dieses ist in einem solchen Fall an den Schulerhalter zu Gberweisen.

Zu Z 8 (88 5 und 6):

Durch den neuen 81 Abs.2 im Schulorganisationsgesetz des Bundes, BGBI. Nr.242/1962, in der
Fassung des Bildungsreformgesetzes 2017, BGBI. I Nr. 138/2017, mit Verfassungscharakter hat der
Bundesgesetzgeber die Gesetzgebung hinsichtlich der ,,Klassenschilerzahlen* und des ,,Unterricht(s) in
Bewegung Sport, Unterricht in Schulergruppen, Flhrung von alternativen Pflichtgegenstanden,
Freigegenstanden, unverbindlichen Ubungen und eines Forderunterrichts“ sowie der ,,Sprachstartgruppen
und  Sprachférderkurse”  unmittelbar an  sich  gezogen und den  L&ndern  die
Ausfuhrungsgesetzgebungskompetenz entgegen dem Art. 14 Abs. 3 lit. b B-VG entzogen. Kinftig sollen
die Schulleitungen autonom unter Einhaltung der vom Bund vorgegebenen Personalressourcen Klassen-
und  GruppengroBen festlegen koénnen. Da den Landern in diesem Bereich keine
Gesetzesgestaltungsmaoglichkeit mehr zusteht, sind die 88 5 und 6 Uber die ,,Fihrung von alternativen
Pflichtgegenstanden, Freigegenstinden, unverbindlichen Ubungen und eines Forderunterrichts;



Festlegung von Eroffnungs- und Teilungszahlen; Sprachstartgruppen und Sprachférderkurse* sowie die
»Fuhrung des Unterrichtsgegenstandes Bewegung Sport“ aufzuheben.

Hingegen sollen die Bestimmungen tber die Klassenschiilerinnenzahlen in den 88§ 13, 17, 17d, 21, 25 und
29 von der Bundesregelung wortidentisch ibernommen werden. Dies stellt eine Serviceleistung fur die
Schulleitungen dar, da diese Regelungen die zentralen Bestimmungen fiir die Schulen hinsichtlich der
Autonomie sind (siehe die diesbezuglichen Erlduterungen zu Z 13, 16, 19, 22, 25 und 27).

ZuZ9 (87 Abs. 4):

Die im Zuge des Bildungsreformgesetzes 2017 vorgenommenen Anderungen des Schulorganisations-
gesetzes sehen unter anderem vor, Osterreichweit und schulartiibergreifend (an Bundes- und
Pflichtschulen) die Gestaltung der Klassen- und Gruppenbildung (Eréffnung von Gruppen sowie Teilung
von Klassen in Gruppen im Sinn der Regelungen der Erdffnungs- und Teilungszahlenverordnung des
Bundes) und damit die Festlegung der Schulerinnen- und Schilerzahlen von Klassen und Gruppen in die
Entscheidungsautonomie der Schulleiterin bzw. des Schulleiters zu tbertragen.

Da die Festlegung von Schilerinnen- und Schillerzahlen im Pflichtschulbereich dem Bund sowohl gemaR
Art. 14 Abs. 3 lit. b, in der Fassung vor dem Bildungsreformgesetz 2017, als auch gemal Art. 14 Abs. 3
lit. a B-VG, in der Fassung des Bildungsreformgesetzes 2017, lediglich hinsichtlich der Grundsatze
zukommt und die nahere Ausfiihrung aufgestellter Grundsétze dem Landesgesetzgeber obliegt, wurde mit
8 1 Abs. 2 Schulorganisationsgesetz im Verfassungsrang festgelegt, dass die Regelung des § 8a Schul-
organisationsgesetz (iber die Fuhrung von alternativen Pflichtgegenstédnden, Freigegenstanden, unverbind-
lichen Ubungen und eines Forderunterrichtswesens sowie die Bildung von Schiilergruppen und die die
Klassenschiilerzahl regelnden Bestimmungen fiir die verschiedenen Pflichtschularten mit 1. September
2018 als unmittelbar anzuwendendes Bundesrecht gelten sollen.

Da es gemaR § 8a Abs. 1 Z 6 Schulorganisationsgesetz dem Schulleiter oder der Schulleiterin obliegt, bei
welcher Mindestzahl von zum Betreuungsteil angemeldeten Schilerinnen und Schiilern an ganztagigen
Schulformen Gruppen zu bilden sind, war die korrespondierende Bestimmung des 8 7 Abs. 4 letzter Satz
entsprechend anzupassen.

Hinsichtlich der Zustandigkeit der Bildungsdirektion wird auf die Ausfiihrungen zu Z 3, 5, 9, 10, 14, 17,
21, 23, 28, 37 und 49 verwiesen, hinsichtlich der Schulerlnnenhdchstzahl in einer Gruppe fiir
zweisprachige Schulen auf die Ausfiihrungen zu Z 13, 16, 19, 22, 25 und 27.

Zu Z 11, 20 und 31 und 43 (8 12 Abs. 2, 816 Abs. 2, 817c Abs. 2, § 19 Abs. 6, § 24 Abs. 2, § 34, § 38
Abs. 8 lit. ¢, § 38 Abs. 9, 8 42 Abs. 4 lit. ¢, §42 Abs. 8 sowie § 48 Abs. 6):

Mit § 59 Bgld. PflSchG wird eine neue Bestimmung in das Bgld. PfISchG 1995 eingefiigt, die generell
fiir dieses Landesgesetz klarstellt, dass Verweise auf die angefiihrten Bundesgesetze jeweils als statische
Verweise auf die derzeit geltende Fassung zu verstehen sind. Die im 8 12 Abs. 2, §16 Abs. 2, §17c
Abs. 2, § 19 Abs. 6, 824 Abs. 2, § 34, § 38 Abs. 8 lit. c, § 38 Abs. 9, 8§ 42 Abs. 4 lit. ¢, § 42 Abs. 8 und
8§48 Abs.6 dieses Landesgesetzes enthaltenen Zitate der anzuwendenden Fassung des
Schulorganisationsgesetzes, des Schulpflichtgesetzes 1985, des Schulunterrichtsgesetzes und des
Schulzeitgesetzes kénnen daher entfallen.

Zu Z 12,15, 18,24 und 26 (8 12 Abs. 2a, § 16 Abs. 2a, § 17c Abs. 2a, § 24 Abs. 2a und § 28 Abs. 2a):

Diese Begriffsbestimmungen werden auf Grund der in Zukunft vorgesehenen Mdglichkeit, Schulcluster
zu bilden (vgl. 88 38a, 38b und 47a Bgld. PfISchG sowie die diesbeziiglichen Erlduterungen zu Z 36 und
41), eingefiigt und stellen klar, dass bei Bestehen eines Schulclusters jene Aufgaben, die nach diesem
Gesetz der (Schul)leiterin bzw. dem (Schul)leiter zukommen, von der Leiterin bzw. dem Leiter des
Schulclusters wahrzunehmen sind, sofern sie nicht bestellten Bereichsleiterinnen bzw. Bereichsleitern
lUibertragen wurden.

Zu Z13,16,19,22,25und 27 (8 13,817, 8 17d, 8§ 21, § 25 und § 29):

Die im Zuge des Bildungsreformgesetzes 2017 vorgenommenen Anderungen des Schulorganisations-
gesetzes sehen unter anderem vor, Osterreichweit und schulartiibergreifend (an Bundes- und
Pflichtschulen) die Gestaltung der Klassen- und Gruppenbildung (Eréffnung von Gruppen sowie Teilung
von Klassen in Gruppen im Sinn der Regelungen der Erdffnungs- und Teilungszahlenverordnung des
Bundes) und damit die Festlegung der Schulerinnen- und Schilerzahlen von Klassen und Gruppen in die
Entscheidungsautonomie der Schulleiterin bzw. des Schulleiters zu Ubertragen.

Da die Festlegung von Schilerinnen- und Schilerzahlen im Pflichtschulbereich dem Bund sowohl gemaR
Art. 14 Abs. 3 lit. b, in der Fassung vor dem Bildungsreformgesetz 2017, als auch gemal Art. 14 Abs. 3
lit. a B-VG, in der Fassung des Bildungsreformgesetzes 2017, lediglich hinsichtlich der Grundsatze
zukommt und die nahere Ausfiihrung aufgestellter Grundséatze dem Landesgesetzgeber obliegt, wurde mit



8 1 Abs. 2 Schulorganisationsgesetz im Verfassungsrang festgelegt, dass die Regelung des § 8a Schul-
organisationsgesetz Uber die Fihrung von alternativen Pflichtgegenstanden, Freigegenstanden, unver-
bindlichen Ubungen und eines Férderunterrichtswesens sowie die Bildung von Schiilergruppen und die
die Klassenschilerzahl regelnden Bestimmungen fir die wverschiedenen Pflichtschularten mit
1. September 2018 als unmittelbar anzuwendendes Bundesrecht gelten sollen. Diese
verfassungsrechtliche Verankerung als unmittelbar anzuwendendes Bundesrecht hat zur Folge, dass die
derzeit bestehenden korrespondierenden landesausfiihrungsgesetzlichen Bestimmungen mit 1. September
2018 aufzuheben sind.

Hingegen sollen die Bestimmungen Uber die Klassenschilerinnenzahl in den §8 13, 17, 17d, 21, 25 und
29 von der Bundesregelung wortidentisch ibernommen werden. Dies stellt eine Serviceleistung fur die
Schulleitungen dar, da diese Regelungen die zentralen Bestimmungen fiir die Schulen hinsichtlich der
Autonomie sind.

Weiters enthalt § 2 Abs. 2 des Minderheiten-Schulgesetzes fiir das Burgenland, BGBI. Nr. 641/1994, in
der Fassung des Bildungsreformgesetzes 2017, einen Verweis auf die sonst fiir 6ffentliche Pflichtschulen
geltenden Grundsatzbestimmungen und erklart diese flr anwendbar, sofern besondere Grundsatz-
bestimmungen nichts anderes regeln. Im Hinblick auf die im Schulorganisationsgesetz und im Schulzeit-
gesetz 1985 vorgesehenen Verfassungsbestimmungen, mit denen schulautonome Entscheidungskompe-
tenzen festgeschrieben werden, ist es erforderlich, per Verfassungsbestimmung auch auf diese
Bestimmungen zu verweisen und sie fir den Anwendungsbereich des Minderheiten-Schulgesetzes fir das
Burgenland zu Ubertragen.

Die von dieser Verfassungsbestimmung unberihrten Grundsatzbestimmungen des Minderheiten-Schul-
gesetzes fur das Burgenland gemall 8§ 6 Abs. 4 und 10 Abs. 3 sehen allerdings Klassenschilerinnen-
mindest- und -hdchstzahlen in zweisprachigen Schulen (Vorschulen, Volksschulen, Hauptschulen, Neue
Mittelschulen und Polytechnische Schulen) vor, weshalb die im Bgld. PfISchG 1995 korrespondierenden
Bestimmungen in den 88 (8 13, § 17, 8 17d, § 21 und § 25 dementsprechend anzupassen waren.

Zu Z 29, 30, 32, 33, 34 und 35 (§ 38 Abs. 6, § 38 Abs. 7, 11, 12, Abs. 12 lit ¢, Abs. 13 und 14)

Hinsichtlich der Ubertragung der Zustandigkeit zur Festsetzung der Schulsprengel auf die Bildungs-
direktion wird auf die Erlduterungen zu Zu Z 3, 5, 9, 10, 14, 17, 21, 23, 28, 37 und 49 verwiesen.

Gemall 832 Abs.1 Bildungsdirektionen-Einrichtungsgesetz, in der Fassung des Bildungsreformge-
setzes 2017, sind sdmtliche bis zum 1. Janner 2019 dem Landesschulrat und in den Angelegenheiten, die
in den Zustandigkeitsbereich der Bildungsdirektion fallen, der Landesregierung als Normadressat oder als
Normsetzer zuzuordnenden Rechtsakte ab diesem Zeitpunkt der jeweiligen Bildungsdirektion
zuzuordnen. Dies gilt insbesondere fiir bestehende Verordnungen der Bgld. Landesregierung betreffend
die Festsetzung des Sprengels fur 6ffentliche Pflichtschulen.

Da sich die Zustandigkeit der Bildungsdirektion - im Gegensatz zu jener der
Bezirksverwaltungsbehérden - auf das gesamte Landesgebiet erstreckt, kann das Verfahren zur
Festsetzung der Schulsprengel unabhéngig davon, ob sich das Gebiet des Schulsprengels auf einen
politischen Bezirk, mehrere politische Bezirke oder das gesamte Landesgebiet erstreckt, gleich
ausgestaltet sein. § 38 Abs. 12 und 13 Bgld. PfISchG 1995 ist entsprechend anzupassen. Soll sich der
Schulsprengel Uber das Landesgebiet hinaus erstrecken oder soll ein Gebiet in einen Schulsprengel
eingeschult werden, dessen Schulsitzgemeinde aufRerhalb des Landes gelegen ist (,,in das Landesgebiet
hinein®), so ergibt sich aus 813 Abs. 4 Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz, dass die L&nder
einvernehmlich vorzugehen haben. Dementsprechend ordnet § 38 Abs. 6 das einvernehmliche Vorgehen
der Bildungsdirektionen der beteiligten Bundeslander bei der Verordnungserlassung an.

Die Anpassungen im § 38 Abs. 7 Bgld. PfISchG 1995 entsprechen den grundsatzgesetzlichen Vorgaben
(vgl. 8 13 Abs. 5 Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz).

Zur Unzuléssigkeit einer gesonderten Regelung der Kundmachung von Verordnungen der Bildungs-
direktion durch ein Landesausfuhrungsgesetz wird auf die Erléuterungen zu Z 54 (§56 Abs.1 und
Abs. 2) verwiesen.

Das Bildungsreformgesetz 2017 macht auch eine Anderung des §38 Abs.11 bis Abs. 14 Bgld.
PfISchG 1995 dahingehend erforderlich, dass in Zukunft keine behdrdlichen Zustandigkeiten der
Bezirksverwaltungsbehdrden zur Bewilligung des sprengelfremden Schulbesuchs mehr bestehen. Damit
wird auch die entsprechende Anpassung dieser Bestimmungen erforderlich.

Bei der Entscheidung gemdl 838 Abs. 14 erster Satz Bgld. PfISchG 1995, die bisher von der
Bezirksverwaltungsbehdrde getroffen wurde, handelt es sich um eine Angelegenheit der &uferen
Schulorganisation, die gemaR Art. 113 Abs. 4 B-VG, in der Fassung des Bildungsreformgesetzes 2017,
von den Bildungsdirektionen vollzogen wird. Auch wenn die sprengelméRig zustandige sowie die um die



Aufnahme ersuchte sprengelfremde Schule im Gebiet derselben Gemeinde liegen und ihre Sprengel die
Gemeindegrenze nicht Uberschreiten (vgl. § 38 Abs. 14 erster Satz Bgld. PfISchG), entscheidet daher
gleichermalen wie im Verfahren nach § 38 Abs. 14 zweiter Satz Bgld. PfISchG die Bildungsdirektion.

Nachdem mit dem Bildungsreformgesetz 2017 die Festlegung der Klassenschilerlnnenzahlen in die
Entscheidungsautonomie der Schulleiterin bzw. des Schulleiters Ubertragen wurde und die
diesbeziiglichen Bestimmungen des Bgld. PflISchG 1995 angepasst werden miussen (vgl. dazu die
Erléuterungen zu Z 13, 16, 19, 22, 25 und 27), kann auch im § 38 Abs. 12 lit. ¢) Bgld. PfISchG 1995 nicht
mehr auf eine gesetzlich festgelegte Klassenschillerinnenmindestzahl abgestellt werden und ist eine
entsprechende Anpassung der Bestimmung erforderlich. In Zukunft sollen die Festlegungen der
Schulleiterin bzw. des Schulleiters gemaR § 8a Schulorganisationsgesetz fiir die Mindestanzahl an
Schulerinnen und Schilern mafgeblich sein. In diesem Sinn ist kiinftig auch die Anordnung des § 38
Abs. 12 lit. d Bgld. PfISchG 1995 zu verstehen.

Zu Z 36 und 41 (88 38a, 38b und § 47a)

Das Bildungsreformgesetz 2017 hat die gesetzlichen Grundlagen fiir die Bildung von Schulclustern
geschaffen: In das Schulorganisationsgesetz wurden Regelungen betreffend die ,,Clusterung® von
Bundesschulen aufgenommen (vgl. § 8f Schulorganisationsgesetz); die Grundsatze fiir den Zusammen-
schluss von offentlichen allgemein bildenden und/oder berufsbildenden Pflichtschulen zu einem
Pflichtschulcluster finden sich im § 5a Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz. Diese Bestimmung ist
jedoch nicht unmittelbar anwendbar, sondern bedarf einer Umsetzung im jeweiligen Ausfiihrungsgesetz
der Lénder. Die Bildung von Schulclustern, an denen Bundes- und Pflichtschulen beteiligt sind, ist im
8§ 8¢ Schulorganisationsgesetz bzw. im § 5b Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz geregelt.

Entsprechend den grundsatzgesetzlichen Vorgaben soll die Errichtung von Pflichtschulclustern durch die
Bildungsdirektion erfolgen (8§ 38a Abs. 1). Der besonderen Bedeutung, die den Schulerhaltern im
Pflichtschulbereich zukommt, wird durch das Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz insofern Rechnung
getragen, als vorgesehen ist, dass die Landesausfiihrungsgesetze bei der Bildung von Pflichtschulclustern
anzuordnen haben, dass die Schulerhalter bei der Bildung von Pflichtschulclustern durch die Bildungs-
direktion - anders als bei der Bildung von Bundesschulclustern - mitzuwirken haben (vgl. § 5a Abs. 1
letzter Satz Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz). Dieser Vorgabe wird durch die Einrdumung der
Zustimmungsrechte gemaB § 38a Abs. 3 Z4 und § 38a Abs. 4 Z2 Bgld. PfISchG 1995 einerseits und
durch das Anhdrungsrecht der Schulerhalter gem&R 8 38 a Abs. 7 letzter Satz Bgld. PfISchG 1995 in
jenen Féllen, in denen ein Zustimmungsrecht der Schulerhalter grundsatzgesetzlich nicht vorgegeben ist,
entsprochen.

§ 38a Abs. 2 Bgld. PfISchG 1995 regelt - in Ubereinstimmung mit den grundsatzgesetzlichen Vorgaben
geméR §5a Abs. 2 Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz - die Grundvoraussetzungen, die bei einer
Clusterbildung sowohl im Fall des Abs. 3 als auch im Fall des Abs. 4 gegeben sein missen. Dadurch soll
eine sinnvolle GroRenordnung gewdhrleistet sein, die organisatorischen und péadagogischen
Anforderungen gerecht wird.

Ergénzend zu den Grundvoraussetzungen des § 38a Abs. 2 Bgld. PflISchG 1995 Ubernimmt dessen Abs. 3
jene im 85a Abs. 3 Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz festgelegten Rahmenbedingungen, unter
denen - wenn sie kumulativ erflllt sind - bei Vorliegen der Voraussetzungen geméaR Abs. 2 eine
Clusterbildung jedenfalls anzustreben ist.

Sind die Voraussetzungen des & 38a Abs. 3 Bgld. PfISchG 1995 nicht gegeben, erdffnet § 38a Abs. 4
Bgld. PflSchG 1995 dariiber hinaus die Mdglichkeit, einen Pflichtschulcluster zu bilden, wenn die
beteiligten Schulen (Schulkonferenzen nach Beratung mit dem jeweiligen Schulforum bzw.
Schulgemeinschaftsausschuss) und die Schulerhalter dies befiirworten und der Clusterbildung zustimmen.
Zudem muss ein Entwurf eines Organisationsplans vorliegen, aus dem sich die ZweckmaRigkeit der
Bildung des Schulclusters aus padagogischen und organisatorischen Erwdgungen heraus ergibt. Eine
Clusterbildung geméaR 8§ 38a Abs. 4 Bgld. PflISchG kann auch angeregt werden, wobei eine solche
Initiative von einem Schulerhalter, von der Landesregierung oder vom jeweiligen Zentralausschuss der
Lehrerinnen und Lehrer ausgehen kann.

Auch in Pflichtschulclustern soll es einen Organisationsplan geben miissen, der von der Leiterin bzw.
dem Leiter des Pflichtschulclusters festzulegen ist und der insbesondere nachvollziehbare Angaben Uber
den Einsatz der Personalressourcen (Lehrpersonal, Verwaltungspersonal, administratives Unterstiitzungs-
personal sowie Bereichsleiterinnen bzw. Bereichsleiter) zu enthalten hat.

8§ 5b Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz sieht vor, dass der Landesausfiihrungsgesetzgeber neben den
Pflichtschulclustern auch die Mdglichkeit zum Zusammenschluss von Bundes- und Pflichtschulen zu
einem  Schulcluster vorzusehen hat wund erklart im Ubrigen die Bestimmungen des



Schulorganisationsgesetzes fiir anwendbar bzw. tbernimmt sie. Mit § 38b Bgld. PfISchG 1995 soll diesen
grundsatzgesetzlichen VVorgaben entsprochen werden.

§ 38a Bgld. PfISchG 1995 regelt das Verfahren bei der Errichtung von Pflichtschulclustern. Die
Errichtung erfolgt durch einen konstitutiven Verwaltungsakt, ndmlich durch eine Verordnung der
Bildungsdirektion. Diese Verordnung hat die im 8§38a Abs.8 Bgld. PflSchG 1995 genannten
Festlegungen zu treffen. Bei der Bezeichnung des Pflichtschulclusters sind die Vorgaben des § 38a Abs. 1
Bgld. PfISchG 1995 zu berlcksichtigen. Der Zeitpunkt, mit dem die Errichtung des Schulclusters
wirksam wird, ist unter Berlicksichtigung padagogischer und organisatorischer Gesichtspunkte zu
bestimmen, sodass dafur regelmaBig der Beginn des Schuljahres zweckmdRig sein wird. Die
Kundmachung der Verordnung der Bildungsdirektion richtet sich nach § 34 Bildungsdirektionen-
Einrichtungsgesetz (vgl. dazu die Erléuterung zu Z 53).

Das Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz enthalt keine bunderechtlichen Vorgaben zu der Frage, wann
ein bestehender Pflichtschulcluster wieder aufzulassen ist. Da eine Anderung der tatsichlichen Gegeben-
heiten aber dazu filhren kann, dass die Beibehaltung eines einmal errichteten Pflichtschulclusters aus
padagogischen und organisatorischen Gesichtspunkten nicht mehr zweckmaRig ist, enthalt 8 47a Bgld.
PfISchG 1995 im grundsatzgesetzfreien Raum ndhere Regelungen zur Auflassung von
Pflichtschulclustern.

Eine Auflassung von Pflichtschulclustern, die gemal § 38a Abs. 3 Bgld. PfISchG 1995 gebildet wurden,
hat von Amts wegen durch die Bildungsdirektion zu erfolgen. Dabei ist von der Bildungsdirektion
zunéchst zu prifen, ob die Voraussetzungen fir die Bildung des Pflichtschulclusters (8§ 38a Abs. 2 und 3
Bgld. PfISchG 1995) mittlerweile weggefallen sind. Dies soll jedoch nicht die einzige Voraussetzung fur
die Auflassung des Pflichtschulclusters sein. Es ist ndmlich durchaus denkbar, dass auch bei einem
Wegfall der Voraussetzungen geméR §38a Abs.2 und 3 Bgld. PflSchG der Weiterbestand des
Pflichtschulclusters aus péadagogischer und organisatorischer Sicht zweckméafig ist. So waére die
Auflassung des Pflichtschulclusters etwa bei einem blofR vorriibergehenden oder geringfiigigen Anstieg
der Schillerinnenzahlen Uber die Grenze des § 38a Abs. 3 Z 2 Bgld. PfISchG wenig sinnvoll. Daher hat
die Bildungsdirektion vor der Auflassung des Pflichtschulclusters in einem zweiten Schritt die
pédagogische und organisatorische ZweckméRigkeit seines Weiterbestands zu priifen.

Handelt es sich um einen Pflichtschulcluster, der geméaR § 38a Abs. 4 Bgld. PflISchG 1995 gebildet
wurde, so soll die Auflassung des Schulclusters nur auf Anregung des Schulerhalters, der
Landesregierung oder des Zentralausschusses fiir burgenlédndische Pflichtschullehrerinnen fiir allgemein
bildende Pflichtschulen bzw. berufsbildende Pflichtschulen mdglich sein. Die Bildungsdirektion hat in
weiterer Folge zu beurteilen, ob der Weiterbestand des Schulclusters aus péadagogischer und
organisatorischer Sicht nicht mehr zu befirworten ist, und bejahendenfalls die Auflassung des
Pflichtschulclusters zu verfugen.

Ebenso wie die Errichtung des Pflichtschulclusters erfolgt auch eine Auflassung mit Verordnung der
Bildungsdirektion. Da die Schulerhalter schon auf Grund der grundsatzgesetzlichen Vorgaben bei der
Bildung von Pflichtschulclustern mitzuwirken haben, soll auch vor der Auflassung eines Pflichtschul-
clusters ein entsprechendes Anhdérungsrecht vorgesehen werden. Ebenso wie bei der Errichtung des
Schulclusters ist auch bei seiner Auflassung in der Verordnung der Zeitpunkt, mit dem diese wirksam
wird, zu bestimmen. Auch hier wird es regelméBig zweckmaRig sein, sich am Ende des Schuljahres zu
orientieren.

§ 47a Abs. 4 Bgld. PflISchG 1995 behandelt schlieRlich den Fall, dass eine 6ffentliche Pflichtschule, die
einem Pflichtschulcluster angehort, geméaR § 47 Bgld. PflISchG aufgelassen wird. Sind an einem Pflicht-
schulcluster mehr als zwei Pflichtschulen beteiligt, so kann der Wegfall einer dieser Pflichtschulen aus
dem Pflichtschulcluster zur Folge haben, dass auch der Weiterbestand des Pflichtschulclusters aus
organisatorischer und padagogischer Sicht nicht mehr zweckmaRig ist. Diese Konsequenz ist aber nicht
zwingend. § 47a Abs. 4 Bgld. PfISchG 1995 greift daher beide denkbaren Szenarien auf und ermdglicht
inshesondere auch den Weiterbestand des Pflichtschulclusters mit den verbleibenden Pflichtschulen.
Liegen namlich die Voraussetzungen fiir die Bildung eines Pflichtschulclusters gema § 38a Bgld.
PfISchG 1995 weiterhin vor, hat die Bildungsdirektion mit Verordnung lediglich das Ausscheiden der
aufgelassenen Pflichtschule sowie den Zeitpunkt, zu dem das Ausscheiden wirksam wird (dieser
entspricht jenem Zeitpunkt, zu dem die Pflichtschule aufgelassen wird), festzustellen und allenfalls
erforderliche Anderungen bei den Feststellungen gemaR § 38a Abs. 8 Bgld. PfISchG (Bezeichnung der
zum Schulcluster zusammengefassten Schulen; Bezeichnung des Schulclusters; Festlegung der Schule, an
der die Clusterleitung eingerichtet wird) vorzunehmen. Ebenso ist vorzugehen, wenn zwar die
Voraussetzungen fir die Errichtung des Pflichtschulclusters nicht mehr vorliegen, sein Weiterbestand mit
den verbleibenden Pflichtschulen jedoch aus organisatorischer und péadagogischer Sicht als sinnvoll zu



bewerten ist. Wie vor der Auflassung des Pflichtschulclusters sind auch im Fall der Anderung des
Pflichtschulclusters gemdl §47a Abs. 4 Bgld. PfISchG 1995 die Schulerhalter vor Erlassung der
Verordnung anzuhéren.

Erweist sich ein Weiterbestand des Pflichtschulclusters jedoch nach Ausscheiden der aufgelassenen
Schule aus péadagogischer und organisatorischer Sicht als nicht mehr 2zweckméBig, hat die
Bildungsdirektion die Auflassung des Pflichtschulclusters auszusprechen. Dabei hat sie nach § 47a Abs. 3
Bgld. PfISchG 1995 vorzugehen. Gehoren einem Pflichtschulcluster nur zwei Pflichtschulen an, von
denen eine aufgeldst wird, kommt ein Weiterbestand des Pflichtschulclusters naturgeméR nicht in Frage
und ist jedenfalls eine Auflassung geméaR 8§ 47a Abs. 4 letzter Satz Bgld. PfISchG 1995 vorzunehmen.

Fir sonstige Anderungen des Umfangs eines Pflichtschulclusters (Aufnahme einer weiteren éffentlichen
Pflichtschule bzw. Ausscheiden einer Pflichtschule, ohne dass diese aufgelassen wird) bietet § 47a Abs. 4
Bgld. PfISchG 1995 keine Grundlage.

Bis 1.Janner 2019 werden die gemdl 8838a, 38b und 47a Bgld. PflichtschulG 1995 der
Bildungsdirektion zukommenden Befugnisse von der Landesregierung wahrgenommen (vgl. die
Ubergangsbestimmung gemaR 8§58 Abs.12 dieses Landesgesetzes und die diesheziiglichen
Erlauterungen zu Z 54).

Zu Z 38 (8§ 40 Abs. 4):

Die Anderung des § 40 Abs. 4 Bgld. PflISchG 1995 entspricht den grundsatzgesetzlichen Vorgaben des
8 12 Abs. 4 Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz, in der Fassung des Bildungsreformgesetzes 2017.
Durch den neu angefiigten Satz soll den Erlauterungen zum Bildungsreformgesetz 2017 zufolge
klargestellt werden, ,dass die allfallige Verwendung von Schulgebduden fir auBerschulische
Betreuungsangebote auBerhalb der Schulzeiten (zB Ferien, schulautonome Tage) der Schulwidmung nicht
entgegensteht bzw. die Verwendung fir Schulzwecke nicht beeintrachtigt*.

Z 39 und 40 (8§ 41 Abs. 1 und Abs. 4 lit. e)

Ebenso wie im § 10 Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz soll auch in der demonstrativen Aufzahlung
des fur die Betreuung der Schulliegenschaften allenfalls erforderlichen Personals im 8§ 41 Abs. 1 und
Abs. 4 lit. e Bgld. PflichtschulG 1995 die Tatigkeit als Heizerin bzw. Heizer, und Kanzleikréfte entfallen.
Die Ubrigen Beispiele bleiben jedoch zur besseren Veranschaulichung erhalten.

Zu Z 42 (8§ 48 Abs. 2)
Redaktionelle Anderung (fehlendes ,,e* in Semesterferien)
Zu Z 43, 44, 45 und 50 (8 48 Abs. 6, § 48 Abs. 7, § 48 Abs. 8 und Abs. 9 sowie § 51 Abs. 6):

Die Regelung der Unterrichtszeit im Pflichtschulbereich kommt dem Bundesgesetzgeber sowohl geman
Art. 14 Abs. 3 lit. b, in der Fassung vor dem Bildungsreformgesetz 2017, als auch gemaR Art. 14 Abs. 3
lit. a B-VG, in der Fassung des Bildungsreformgesetzes 2017, lediglich hinsichtlich der Grundsdtze zu;
die ndhere Ausfuhrung aufgestellter Grundsétze obliegt dem Landesgesetzgeber. Mit 81 Abs. 2
Schulzeitgesetz 1985, in der Fassung des Bildungsreformgesetzes 2017, wurde jedoch im
Verfassungsrang festgelegt, dass die Bestimmungen des Schulzeitgesetzes 1985 des Bundes, die fir die
verschiedenen Pflichtschularten die Schulfreierklarung einzelner Tage, die Erklarung des Samstags zum
Schultag (Volks- und Hauptschulen, Neue Mittelschulen, Sonderschulen, Polytechnische Schulen) bzw.
zum schulfreien Tag (lehrgangsméfige und saisonméBige Berufsschulen), die Vorverlegung des
Unterrichtsbeginns, die Unterrichtszeit im Rahmen des Schultages, die Dauer der einzelnen
Unterrichtsstunden und Pausen sowie die zeitlichen Festlegungen hinsichtlich des Betreuungsteils bzw.
des Unterrichts- und Betreuungsteils an ganztagigen Schulformen regeln, mit 1. September 2018 als
unmittelbar anzuwendendes Bundesrecht gelten. Wie den Erlauterungen zum Bildungsreformgesetz 2017
zu entnehmen ist, sollen durch diese Regelung die schulautonome Gestaltungsfreiheit
verfassungsrechtlich abgesichert und die Entscheidungsbefugnisse uber alle Schulartbereiche
Osterreichweit einheitlich  geregelt werden (vgl. AB 1707 BIgNR XXV.GP 41). Diese
verfassungsrechtliche Verankerung als unmittelbar anzuwendendes Bundesrecht hat zur Folge, dass die
derzeit bestehenden, korrespondierenden landesausfiihrungsgesetzlichen Bestimmungen mit Wirksamkeit
vom 1. September 2018 aufzuheben sind.

Derzeit kann die Bezirksverwaltungsbehorde im Bereich der allgemein bildenden Pflichtschulen geman
8 48 Abs. 7 Bgld. PfISchG 1995 bei Unbeniitzbarkeit des Schulgebdudes, in Katastrophenféllen oder aus
sonstigen zwingenden oder aus im &ffentlichen Interesse gelegenen Grinden bis zu drei Tagen (und
dariber hinaus die Landesregierung) schulfrei erkléaren. Weiters wird dem Landesschulrat die
Madglichkeit eingerdumt, in jedem Unterrichtsjahr weitere zwei Schultage durch Verordnung schulfrei zu
erklaren. Auflerdem kann das Klassen- oder Schulforum (der Schulgemeinschaftsausschuss) in jedem



Unterrichtsjahr aus Anlassen des schulischen oder sonstigen Gffentlichen Lebens zwei Tage, in
besonderen Féllen weitere zwei Tage schulfrei erklaren. Bei Privatschulen mit Offentlichkeitsrecht ist
hiebei das Einvernehmen mit dem Schulerhalter herzustellen.

Durch die in Zukunft unmittelbar anzuwendenden Regelungen des § 8 Abs. 5 erster und zweiter Satz und
des 8 10 Abs. 6 erster und zweiter Satz Schulzeitgesetz 1985 kann das Schulforum bzw. der Schul-
gemeinschaftsausschuss gleichermalen aus Anlassen des schulischen oder sonstigen 6ffentlichen Lebens
im Bereich der allgemein bildenden Pflichtschulen bis zu vier Tage und im Bereich der Berufsschulen ein
oder zwei Tage in jedem Unterrichtsjahr schulfrei erklaren, wobei bei der Beschlussfassung in diesen
Gremien der Schulleiterin bzw. dem Schulleiter ein Stimmrecht zukommt. Die diesbeziiglichen landes-
ausfuhrungsrechtlichen Bestimmungen im § 48 Abs. 6 Bgld. PflISchG haben daher mit 1. September 2018
zu entfallen.

Der Landesausfiihrungsgesetzgebung verbleibt jedoch weiterhin die Mdglichkeit vorzusehen, dass in
besonderen Féllen (des schulischen oder sonstigen 6ffentlichen Lebens) bis zu zwei weitere Tage
schulfrei erklart werden kdnnen. Die entsprechenden landesausfiihrungsgesetzlichen Regelungen sind mit
1. Janner 2019 in Kraft zu setzen (vgl. 8 16a Abs.12 Z5 Schulzeitgesetz 1985 idF BGBI. |
Nr. 138/2017). Von dieser Mdglichkeit soll Gebrauch gemacht werden und die Entscheidung Uber die
Schulfreierklarung dieser zwei verbleibenden Tage auf die Bildungsdirektion ubertragen werden (zur
Ubertragung der Zustandigkeit auf die Bildungsdirektion vgl. die Erlauterungen zu Z 3, 5, 9, 10, 14, 17,
21, 23, 28, 37 und 49), was mit § 48 Abs. 6 Bgld. PfISchG umgesetzt wurde.

GeméalR Art. 113 Abs. 4 B-VG, in der Fassung des Bildungsreformgesetzes 2017, ist kiinftig die Voll-
ziehung des Schulrechts flr offentliche Schulen geméR Art. 14 B-VG sowohl in Angelegenheiten der
Bundesvollziehung als auch in Angelegenheiten der Landesvollziehung von Bildungsdirektionen zu
besorgen, die geméal Art. 113 Abs. 3 B-VG, in der Fassung des Bildungsreformgesetzes 2017, in jedem
Bundesland eingerichtet werden (vgl. dazu die Ausfihrungen im Allgemeinen Teil unter Punkt 1.1).

Die Bildungsdirektionen vollziehen somit insbesondere auch die Angelegenheiten der &uf3eren Schul-
organisation der allgemeinbildenden offentlichen Pflichtschulen, zu denen unter anderem die
Unterrichtszeit zahlt (vgl. sowohl Art. 14 Abs. 3 lit. b idF vor BGBI. | Nr. 138/2017 als auch Art. 14
Abs. 3 lit.a B-VG idF BGBI. | Nr.138/2017). Die im Bgld. PfISchG bisher dem Landesschulrat
zugewiesenen Aufgaben sind demnach ab 1. Janner 2019 von der Bildungsdirektion wahrzunehmen,
sodass die einfachgesetzlich geregelten Behdrdenzusténdigkeiten entsprechend angepasst werden mussen.

8§ 48 Absatz 8 Bgld. PfISchG enthélt die ndheren Anordnungen hinsichtlich der Erklarung des Samstags
zum Schultag durch Verordnung des Landesschulrats und betrifft somit denselben Regelungsgegenstand
wie § 8 Abs. 9 Schulzeitgesetz 1985. Da diese Bestimmung gemaR § 1 Abs. 2 des Schulzeitgesetzes 1985
ab 1. September 2018 als unmittelbar anzuwendendes Bundesrecht gilt, hat die korrespondierende
Bestimmung im Bgld. PfISchG zu entfallen.

Vor diesem Hintergrund und angesichts der auf Grund der unmittelbaren Anwendbarkeit des § 8 Abs. 5
Schulzeitgesetz 1985 erforderlichen Anderungen des § 48 Absatz 6 Bgld. PflISchG (vgl. nochmals die
Erlauterungen zu Z 4, 5, 19 und 20) ist auch der Verweis im § 48 Absatz 7 Bgld. PflISchG auf die
schulfreien Tage, die zur Einbringung der geméR § 48 Absatz 6 erster Satz schulfrei erklarten Tage
verringert werden kdnnen, anzupassen.

Ein Verweis auf den unmittelbar anwendbaren §8 Abs. 9 Schulzeitgesetz 1985 soll jedoch nicht
aufgenommen werden, da diese Bestimmung nach der geltenden Rechtslage keinen schulfreien Tag mehr
vorsieht, sondern sich aus § 8 Abs. 3 Schulzeitgesetz 1985 bzw. § 48 Absatz 5 lit. a Bgld. PfISchG ergibt,
dass es sich beim Samstag um einen schulfreien Tag handelt.

Auch ein Verweis auf den unmittelbar anwendbaren § 8 Abs. 10 Schulzeitgesetz 1985 muss nicht auf-
genommen werden, da im Bgld. PfISchG von dieser ,,Kann“-Bestimmung kein Gebrauch gemacht wurde.

Zu Z 46 (8 49):
8 49 PflISchG 1995 enthélt einerseits ndhere Anordnungen zur Zahl der Unterrichtsstunden (Einheiten),
zum Unterrichtsbeginn als auch zur Dauer und den Zeiteinheiten des Betreuungsteils und betrifft somit

denselben Regelungsgegenstand wie 8 9 Schulzeitgesetz 1985. § 49 Bgld. PfISchG hat somit zu entfallen,
da er der Regelung des kunftig unmittelbar anzuwendenden § 9 Schulzeitgesetzes 1985 entspricht.

Zu Z 47 und 52 (§ 50 und § 53):

88 50 und 53 Bgld. PflSchG 1995 enthalten die n&heren Anordnungen Uber Unterrichtsstunden und
Pausen im Bereich der allgemeinbildenden o6ffentlichen Pflichtschulen bzw. der Berufsschulen und
betreffen somit denselben Regelungsgegenstand wie 8 9 Abs. 1 bzw. § 10 Abs. 7 Schulzeitgesetz 1985.
Da diese Bestimmungen gemaR § 1 Abs. 2 Schulzeitgesetz 1985 ab 1. September 2018 als unmittelbar



anzuwendendes Bundesrecht gelten, sind die korrespondierenden Bestimmungen im Bgld. PflSchG
aufzuheben.

Zu Z 48, 49 und 50 (8 51 Abs. 2, 51 Abs. 3 und Abs. 4, § 51 Abs. 6)

Die gemdl §1 Abs.2 Schulzeitgesetz 1985 als unmittelbar anzuwendendes Bundesrecht geltende
Bestimmung des 8 10 Abs. 8 Schulzeitgesetz 1985 sieht (iVm. § 10 Abs. 11 Schulzeitgesetz 1985) fir
berufsbildende Pflichtschulen vor, dass die Zahl der Unterrichtsstunden an einem Tag unter
Bedachtnahme auf die im Lehrplan vorgesehene Zahl der Unterrichtsstunden flr eine Schulstufe, die
durchschnittliche Belastbarkeit der Schiilerinnen und Schiller und die 6rtlichen Gegebenheiten von der
Schulleiterin bzw. vom Schulleiter festzusetzen ist.

Zu § 51 Abs. 3 wird auf die Ausflihrungen in den Erlduterungen zu Z 43, 44, 45, 46 und 50 verwiesen.

8 51 Abs. 4 fihrt die grundsatzgesetzliche Bestimmung des § 49 Abs. 4 Schulorganisationsgesetz aus.
Gemall § 49 Abs. 4 Schulorganisationsgesetz, in der Fassung vor dem Bildungsreformgesetz 2017, war
eine Unterbrechung von Lehrgdngen nur aus Anlass von Ferien mdglich. Im Rahmen des
Bildungsreformgesetzes 2017 wurde diese Ausnahmeregelung auf organisatorische Griinde ausgeweitet,
um vor allem Modullehrberufe zweckmaRiger organisieren zu kénnen (vgl. AB 1707 BIgNR XXV. GP
37).

Mit der vorgesehenen Anderung wird dieser grundsatzgesetzlichen Vorgabe Rechnung getragen. Eine
Unterbrechung aus sonstigen organisatorischen Grinden soll von der Bildungsdirektion angeordnet
werden konnen (zur Zustandigkeit der Landesregierung bis 1. Janner 2019 vgl. § 58 Abs. 12 Bgld.
PfISchG 1995 und die entsprechenden Erlduterungen Z 54).

8 51 Abs. 6 Bgld. PflSchG enthélt Regelungen zur Schulfreierklarung des Samstags an lehrgangsmaiiigen
und saisonmaRigen Berufsschulen und betrifft somit denselben Regelungsgegenstand wie § 10 Abs. 5a
Schulzeitgesetz 1985. Da diese Bestimmung geméR 8 1 Abs. 2 Schulzeitgesetz 1985 ab 1. September
2018 als unmittelbar anzuwendendes Bundesrecht gilt, ist die korrespondierende Bestimmung im Bgld.
PfISchG aufzuheben und das Zitat ,,Abs. 6 im 8 51 Abs.5 durch einen statischen Verweis auf die
entsprechende Bestimmung im Schulzeitgesetz 1985 (vgl. 8§59 Bgld. PflISchG 1995 und die
diesbezlglichen Erl&uterungen zu Z 55) zu ersetzen.

Zu Z 51 (§ 52):

Die gemdl §1 Abs.2 Schulzeitgesetz 1985 als unmittelbar anzuwendendes Bundesrecht geltende
Bestimmung des § 10 Abs. 7 Schulzeitgesetz 1985 sieht vor, dass aus Grinden der padagogischen
ZweckmaBigkeit oder aus organisatorischen Griinden die Unterrichtsstunde in der Dauer von 50 Minuten
durch den Schulleiter oder die Schulleiterin fir einzelne oder alle Unterrichtsgegenstande an einzelnen
oder allen Unterrichtstagen unter Beachtung der lehrplanmaRig vorgesehenen Wochenstundenanzahl in
den einzelnen Unterrichtsgegenstdnden auch als Unterrichtseinheit mit weniger oder mit mehr als 50
Minuten festgelegt werden kann.

Da 852 Bgld. PflSchG denselben Regelungsgegenstand wie 8§10 Abs.7 letzter Satz
Schulzeitgesetz 1985, i.d.F. des Bildungsreformgesetzes 2017, regelt, hat § 52 Bgld. PfISchG somit zu
entfallen.

Zu Z 53 und 54 (88 56 alt und neu sowie 56a):
Zu § 56 alt:

Die Kundmachung von Verordnungen der Bildungsdirektion ist gemaR Art. 113 Abs. 10 B-VG bundes-
gesetzlich zu regeln. Dementsprechend sieht § 34 Bildungsdirektionen-Einrichtungsgesetz vor, dass
Verordnungen, die nicht nur einzelne Schulen betreffen, in einem Verordnungsblatt der Bildungsdirektion
kundzumachen sind. Bei Verordnungen, die hingegen nur einzelne Schulen betreffen, erfolgt die
Kundmachung durch Aushang an der Schule. Diese bundesrechtlichen Bestimmungen sind daher auch fiir
Kundmachungen im Sinne des § 56 Abs. 1 und Abs. 2 Bgld. PfISchG 1995 mafgeblich; eine gesonderte
Regelung der Form dieser Kundmachungen durch ein Landesausfiihrungsgesetz ist hingegen nicht mehr
zulassig.

Zu 88 56 neu und 56a:

Art. 113 Abs. 8 B-VG, in der Fassung des Bildungsreformgesetzes 2017, sieht vor, dass durch Landes-
gesetz vorgesehen werden kann, dass die Landeshauptfrau oder der Landeshauptmann der Bildungs-
direktion als Préasident vorsteht. Die Landeshauptfrau oder der Landeshauptmann kann in diesem Fall das
in Betracht kommende Mitglied der Landesregierung durch Verordnung mit der Austbung dieser
Funktion betrauen. Sieht ein Landesgesetz eine Présidentin oder einen Prasidenten vor, gilt Art. 113
Abs. 7 B-VG, in der Fassung des Bildungsreformgesetzes 2017 sinngemaR fiir den Présidenten.



In einem solchen Fall ist die Bildungsdirektorin oder der Bildungsdirektor an die Weisungen der
Présidentin oder des Prasidenten gebunden.

Die Présidentin oder der Prasident wiederum ist weisungsbefugt (die Prasidentin oder der Président hat
jedoch Weisungen an die Bildungsdirektorin oder den Bildungsdirektor in Angelegenheiten der Bundes-
vollziehung unverziglich der zustdndigen Bundesministerin oder dem zustdndigen Bundesminister zur
Kenntnis zu bringen) und hat die Fachaufsicht gegenuber der Bildungsdirektorin / dem Bildungsdirektor.

Weisungen der zustdndigen Bundesministerin oder des zustdndigen Bundesministers bzw. der Landes-
regierung (oder eines einzelnen Mitgliedes derselben) kénnen auch unmittelbar an den Bildungsdirektor
gerichtet werden.

Die Présidentin oder der Prasident hat Weisungen an die Bildungsdirektorin oder den Bildungsdirektor in
Angelegenheiten der Bundesvollziehung unverziiglich dem zustdndigen Bundesminister zur Kenntnis zu
bringen.

Bei widersprechenden Weisungen hat der Bildungsdirektor die Weisung des obersten Organs zu befolgen.

Die Présidentin oder der Prasident ist in Angelegenheiten der Bundesvollziehung der Weisungsgewalt des
zustandigen Mitglieds der Bundesregierung und in Angelegenheiten der Landesvollziehung an die
Weisungen der zustdndigen Landesregierung gebunden. In ubergreifenden Angelegenheiten ist die
Bildungsdirektorin oder der Bildungsdirektor an die Weisungen der zustandigen Bundesministerin oder
des zustandigen Bundesministers im Einvernehmen mit der Landesregierung (oder einem einzelnen
Mitglied derselben) gebunden.

Die Ubergangsbestimmungen sehen vor, dass vor Errichtung der Bildungsdirektion ab 1.1.2019 bereits ab
1.1.2018 sowohl die Bildungsdirektorin oder der Bildungsdirektor als auch die Présidentin oder der
Président (Landeshauptfrau bzw. Landeshauptmann oder ein Mitglied der Landesregierung) bestellt
werden kénnen. Die Présidentin oder der Prasident kann somit ab 1.1.2018 nach dem geméaR Art . 113
Abs. 8 idF BGBI. | Nr. 138/2017 festgelegten Verfahren vorgesehen werden.

Zu Z 55 und 56 (8§ 58):
Der Bundesgrundsatzgesetzgeber sieht fir die Anderung im § 51 Abs. 4 den 1. Janner 2018 vor.
Fur alle anderen Regelungen sieht er den 1. September 2018 als Datum des Inkrafttretens vor.

Die Anderungen, die sich aufgrund der Einrichtung der Bildungdirektion und der gleichzeitigen
Auflassung des Landesschulrates ergeben, treten mit 1. Janner 2019 in Kraft.

Die Bestimmungen hinsichtlich der Einsetzung eines Prasidenten treten mit Kundmachung des
Landesgesetzes in Kraft.

Die Ubergangsbestimmungen sehen vor, die bisherigen Zustandigkeiten vom 1. September bis
31. Dezember 2018 mit den Zustimmungs- und Anhorungsrechten des Landesschulrates aufrecht zu
erhalten.

Zu Z 57 (8 59):

Angesichts der an mehreren Stellen des Bgld. PflISchG erforderlichen Verweise auf die unmittelbar
anzuwendenden Bestimmungen des Schulzeitgesetzes 1985 wird eine neue Bestimmung in das Bgld.
PfISchG eingefiigt, die generell fur das Bgld. PfISchG Kklarstellt, dass Verweise auf die angefiihrten
Gesetze des Bundes als statische Verweise auf die angefiihrte Fassung dieses Bundesgesetzes zu
verstehen sind.

Zu Art.2 (Anderung des Burgenlandisches Landeslehrerinnen und -lehrer Diensthoheitsge-
setz 1995 - Bgld. LDHG)

Zu Z1,2,4a, 5und Z7 (81, 82,87, 88 Abs. 1, 88 Abs.5, §9 Abs. 1, §12 Abs. 1 sowie § 13
Abs. 1):

Mit dem Bildungsreformgesetz 2017, BGBI. | Nr. 138/2017, wurde die bundesverfassungsrechtliche
Grundlage fur die Neustrukturierung der Behdrdenorganisation auf dem Gebiet des Schul- und
Erziehungswesens und fiir die Einrichtung eines neuen Behdrdentyps zur Vollziehung grundsatzlich aller
Angelegenheiten des Art. 14 B-VG (ausgenommen das Kindergarten- und Hortwesen sowie
Zentrallehranstalten) geschaffen (vgl. insbesondere Art. 113 B-VG idF BGBI. | Nr. 138/2017). Diese
neuen Behdrden (Bildungsdirektionen) werden mit Wirksamkeit vom 1.Janner 2019 in jedem
Bundesland am Sitz der Landesregierung bzw. in Wien am Sitz des Stadtsenats als gemeinsame Bund-
Lander-Behdrden eingerichtet (Art. 113 Abs.3 B-VG idF BGBI.I Nr.138/2017, §2
Bildungsdirektionen-Einrichtungsgesetz - BD-EG, BGBI. | Nr. 138/2017) und Ubernehmen ab diesem



Zeitpunkt sédmtliche Aufgaben der Landesschulrdte sowie der Landesbehdrden in den genannten
Angelegenheiten, wobei erstere gemaR Art. 151 Abs.61 Z3 B-VG, in der Fassung des
Bildungsreformgesetzes 2017, mit Ablauf des 31. Dezember 2018 einschlieflich der im Rahmen der
Landesschulréte eingerichteten Kollegien aufgeldst werden. Die Zustandigkeit zur Weiterfiihrung der mit
Ablauf des 31. Dezember 2018 bei den Landesschulrdten anhé&ngigen Verfahren geht auf die
Bildungsdirektionen uber. Gleiches gilt fir die mit Ablauf des 31. Dezember 2018 bei den
Landesregierungen in den genannten Angelegenheiten anhéngigen Verfahren (vgl. Art. 151 Abs. 61 Z 3
B-VG idF BGBI. | Nr. 138/2017).

Eines der Hauptziele des Bildungsreformgesetzes 2017 stellt die Weiterentwicklung der Objektivierung
bei der Besetzung von leitenden Funktionen im Schuldienst (zB Schulcluster-Leitung, Schulleitung)
durch Vereinheitlichung des Auswahlverfahrens dar. Standardisierte Funktionsbeschreibungen und
bundesweit einheitliche Objektivierungsverfahren sollen sicherstellen, dass die Besetzung von
Leitungsfunktionen dsterreichweit anhand gleichwertiger VVoraussetzungen und Vorgangsweisen erfolgt.

Bei den Bildungsdirektionen wird jeweils eine Begutachtungskommission eingerichtet, der die Durch-
flhrung des Auswahlverfahrens und die Beurteilung der Eignung der Bewerberinnen und Bewerber fir
die ausgeschriebene Leitungsfunktion zukommt.

Wird die Schulcluster-Leitung bei Schulclustern, an denen Bundes- und Pflichtschulen beteiligt sind, an
einer Pflichtschule eingerichtet, so besteht die Begutachtungskommission bei der Besetzung der Schul-
cluster-Leitung gemaR 8§ 26f Abs. 2 Z 1 LDG 1984 aus der Bildungsdirektorin bzw. dem Bildungsdirektor
oder einer von ihr bzw. ihm zu bestellenden fachlich geeigneten Vertretung (die bzw. der die Funktion als
Vorsitzende bzw. Vorsitzender ausibt), einem vom landesgesetzlich zustdndigen Organ zu entsendenden
Mitglied, einem von der zustdndigen Bundesministerin bzw. dem zustadndigen Bundesminister zu entsen-
denden Mitglied, je einem Mitglied, das jeweils von den fir Landeslehrpersonen bzw. von den fir
Bundeslehrpersonen eingerichteten  Zentralausschiissen, deren  Wirkungsbereich  betroffen ist,
einvernehmlich zu entsenden ist, sowie einem Mitglied, das von der Gewerkschaft Offentlicher Dienst
entsendet wird. Weiters gehort der Begutachtungskommission zusétzlich eine Vertreterin bzw. ein
Vertreter des Schulerhalters der Pflichtschulen an (vgl. 8 26f Abs. 2 Z 2 LDG 1984).

Die Auswahlentscheidung beziiglich der Schulcluster-Leitung erfolgt in diesem Fall durch die Bildungs-
direktorin bzw. den Bildungsdirektor nach der Herstellung des Einvernehmens mit dem landesgesetzlich
zustandigen Organ sowie mit der zustandigen Bundesministerin bzw. dem zustdndigen Bundesminister.

GeméR 8§ 14a Abs. 11 Landesvertragslehrpersonengesetz 1966 sind die Bestimmungen des LDG 1984 auf
Landesvertragslehrpersonen sinngemafl anzuwenden.

Da dem Landesgesetzgeber gemaR Art. 14 Abs. 4 lit. a B-VG die Festlegung der Behérdenzustandigkeit
zur Ausitbung der Diensthoheit tUber die Lehrerinnen und Lehrer fir allgemeinbildende 6ffentliche
Pflichtschulen auf Grund der vom Bundesgesetzgeber gemall Art. 14 Abs. 2 B-VG erlassenen Dienst-
rechtsgesetze zukommt, hat die Entscheidung dartber, welches Organ auf Landesebene fir die
Entsendung eines Mitglieds in die Begutachtungskommission und fiir die Herstellung des Einvernehmens
bei der Auswahl der Schulcluster-Leiterin bzw. des Schulcluster-Leiters zustdndig sein soll, durch
Landesgesetz zu erfolgen. Mit dem Burgenldndischen Landeslehrerinnen und  -lehrer
Diensthoheitsgesetz 1995 sollen diese Befugnisse jeweils der Landesregierung zugewiesen werden.
Damit werden die vorgesehenen Befugnisse der Bundesministerin bzw. des Bundesministers
spiegelbildlich auf das oberste Organ auf Landesebene Ubertragen.

Entsprechend der bundesrechtlichen Vorgaben sind diese Befugnisse der Landesregierung unabhéngig
davon, ob es sich um Landeslehrerinnen und Landeslehrer, die in einem 6ffentlich-rechtlichen Dienst-
verhaltnis zum Land stehen, oder um Landesvertragslehrpersonen handelt, gleichermalen vorgesehen.

ZuZ 3(83):

Mit 1. Janner 2019 werden die Landesschulrdte einschlieRlich der im Rahmen der Landesschulrédte
eingerichteten Kollegien aufgeldst. Die Zustdndigkeit zur Weiterfuhrung der mit Ablauf des
31. Dezember 2018 bei den Landesschulrdten anhéngigen Verfahren geht auf die Bildungsdirektionen
uber.

Zu Z4,6,8 9und 10 (86, 88 Abs. 2, §9 Abs. 2, §12 Abs. 2 und Abs. 3 sowie § 13 Abs. 2 und
Abs. 3):

Durch das Bildungsreformgesetz 2017, BGBI. | Nr. 138/2017, wird auf der Grundlage des Art. 113 B-VG
in Verbindung mit dem Bildungsdirektionen-Einrichtungsgesetz (BD-EG) die neue Schulverwaltungs-
behdrde Bildungsdirektion als Bund-Land-Behorde gesetzlich geschaffen, die bis 1. Janner 2019
einzurichten ist. Diese Behdrde soll grundsatzlich sdmtliche Schulagenden (Art. 14 B-VG), die bislang
vom Landesschulrat und den Bildungsabteilungen der Lénder vollzogen wurden, in einer gemischten



Behorde vollziehen. Im Sinne dieser Gesetzesbestimmungen soll daher aufgrund der Generalklausel in
diesem neuen §6 auch das Dienst- und Besoldungsrecht sowie das Personalvertretungsrecht
grundsatzlich von dieser Behorde abgewickelt werden (bislang besteht die Generalklausel zugunsten der
Landesregierung).

Ausgenommen von dieser Bestimmung kénnen Dienstrechtsangelegenheiten gemaR Art. 113 Abs. 5 in
Verbindung mit Art. 14 Abs. 3 lit. a) B-VG aber auch von anderen Behdrden (zB Schulleitungen geman
§ 3 LDHG, Disziplinarkommission, Leistungsfeststellungskommission, Landesregierung gemdlR § 2)
wahrgenommen werden.

Zu Z 11 (8 17 Abs. 6):

Der Bundesgesetzgeber sieht die Auflassung des Landesschulrates und die Errichtung der Bildungs-
direktion mit 1. Janner 2019 vor, weshalb die Bestimmungen in diesem Gesetz mit diesem Datum in
Kraft bzw. auRer Kraft zu setzen sind.

Zu Art. 3 (Anderung des Burgenlandischen Landeslehrer-Dienstrechtsausfiihrungsgesetzes - Bgld.
LDAG)

ZuZ1(81Abs. 1):

Mit 1. Janner 2019 werden die Landesschulrdte einschlieBlich der im Rahmen der Landesschulrdte
eingerichteten Kollegien aufgeldst. Die Zustdndigkeit zur Weiterfuhrung der mit Ablauf des
31. Dezember 2018 bei den Landesschulrdten anhéngigen Verfahren geht auf die Bildungsdirektionen
uber.

ZuZ?2(83):

Der Bundesgesetzgeber sieht die Auflassung des Landesschulrates und die Errichtung der Bildungs-
direktion mit 1. Janner 2019 vor, weshalb die Bestimmungen in diesem Gesetz mit diesem Datum in
Kraft bzw. auRer Kraft zu setzen sind.

Zu Art. 4 (Anderung des Burgenlandischen Beziigegesetzes)
Zu Z1hbis2 (88 Abs. 3 lit. bund § 47 Abs. 7 Z 1):

Anpassung an den Entfall der bisherigen Funktionen des ,Amtsfiihrenden Préasidenten des
Landesschulrats* sowie des ,,Vizeprasidenten des Landesschulrats® im Burgenlandischen Beziigegesetz.

Das Ubergangsrecht, das sich - wie auch das Burgenlandische Beziigegesetz - auf ehemalige Funktions-
tragerinnen und Funktionstrager bezieht, bleibt unveréndert.

Zu Z 3 (§852):

Der Bundesgesetzgeber sieht die Auflassung des Landesschulrates und die Errichtung der Bildungs-
direktion mit 1. Janner 2019 vor, weshalb die Bestimmungen in diesem Gesetz mit diesem Datum in
Kraft bzw. auRer Kraft zu setzen sind.

Zu Art. 5 (Anderung des Burgenlandischen Gemeindebedienstetengesetzes 2014)
Zu Z 1 bis2 (8102 Z 1 und § 106 Abs. 2):

Anpassung an den Entfall der bisherigen Funktionen des ,Amtsfiihrenden Préasidenten des
Landesschulrats“ sowie des ,Vizeprésidenten des Landesschulrats“ im  Burgenléndischen
Gemeindebedienstetengesetz.

Zu Z 3 (8 162 Abs. 13)

Der Bundesgesetzgeber sieht die Auflassung des Landesschulrates und die Errichtung der Bildungs-
direktion mit 1. Janner 2019 vor, weshalb die Bestimmungen in diesem Gesetz mit diesem Datum in
Kraft bzw. auBer Kraft zu setzen sind.

Zu Art.6 (Anderung des Burgenlandischen Landesbeamten-Dienstrechtsgesetzes 1997 -
LBDG 1997)

ZuZ1(820Z21):

Anpassung an den Entfall der bisherigen Funktionen des , Amtsfiihrenden Prasidenten des
Landesschulrats* im Burgenlandischen Landesbeamten-Dienstrechtsgesetz.



Zu Z 2 (8199 Abs. 2)

Der Bundesgesetzgeber sieht die Auflassung des Landesschulrates und die Errichtung der Bildungs-
direktion mit 1. Janner 2019 vor, weshalb die Bestimmungen in diesem Gesetz mit diesem Datum in
Kraft bzw. auRer Kraft zu setzen sind.

Zu Art.7 (Anderung des Burgenldndischen Landesvertragsbedienstetengesetzes 2013 - Bgld.
LVBG 2013)

ZuZ1 (863 Abs. 2):

Anpassung an den Entfall der bisherigen Funktionen des ,,Vizeprasidenten des Landesschulrats” im
Burgenlandischen Landesvertragsbedienstetengesetz.

Zu Z 2 (8 129 Abs. 8):

Der Bundesgesetzgeber sieht die Auflassung des Landesschulrates und die Errichtung der Bildungs-
direktion mit 1. Janner 2019 vor, weshalb die Bestimmungen in diesem Gesetz mit diesem Datum in
Kraft bzw. auler Kraft zu setzen sind.

Zu Art. 8 (Aufhebung des Burgenlandischen Schulaufsichtsgesetzes)
Zu Z1 (812 Abs. 4)

Angesichts der Auflésung der Landeschulrate samt Kollegien mit Ablauf des 31. Dezember 2018 entfallt
konsequenterweise mit diesem Zeitpunkt auch Art. 14 Abs. 3 lit. a B-VG, in der Fassung vor dem
Bildungsreformgesetz 2017, der die kompetenzrechtliche Grundlage fir die Regelung der Zusammen-
setzung und Gliederung der Kollegien, einschlieBlich der Bestellung ihrer Mitglieder und deren
Entschédigung, bildet. Soweit bundesgesetzlich nicht anderes bestimmt ist, treten mit diesem Zeitpunkt
darlber hinaus die in den Angelegenheiten des Art. 14 Abs. 3 lit. a B-VG, in der Fassung vor dem
Bildungsreformgesetz 2017, bestehenden Grundsatzgesetze bzw. Grundsatzbestimmungen des Bundes
und diesbeziigliche Vorschriften der Lénder auBer Kraft (vgl. Art. 151 Abs. 61 B-VG idF BGBI. |
Nr. 138/2017).

Die auf der Grundlage des Art.14 Abs.3 litta B-VG, in der Fassung vor dem
Bildungsreformgesetz 2017, ergangenen ausfihrungsgesetzlichen Bestimmungen finden sich im
Burgenland im Burgenléndischen Schulaufsichtsgesetz, LGBI. Nr.5/1964, in der Fassung des
Landesgesetzes LGBI. Nr. 38/2015. Dieses Landesgesetz samt der darauf basierenden Verordnung tritt
daher bereits auf Grund des Art. 151 Abs. 61 B-VG mit Ablauf des 31. Dezember 2018 auler Kraft; eine
gesonderte Aufhebung ist somit nicht erforderlich.

Zu Art. 9 (Aufhebung der Verordnung Uber die Entschédigung der Mitglieder des Kollegiums des
Landesschulrates)

Zu Z 1(8 2 Abs. 3):

Angesichts der Auflésung der Landeschulrdte samt Kollegien mit Ablauf des 31. Dezember 2018 entfallt
konsequenterweise mit diesem Zeitpunkt auch Art. 14 Abs. 3 lit. a B-VG, in der Fassung vor dem
Bildungsreformgesetz 2017, der die kompetenzrechtliche Grundlage fiir die Regelung der Zusammen-
setzung und Gliederung der Kollegien, einschlieBlich der Bestellung ihrer Mitglieder und deren
Entschadigung, bildet. Soweit bundesgesetzlich nicht anderes bestimmt ist, treten mit diesem Zeitpunkt
dariiber hinaus die in den Angelegenheiten des Art. 14 Abs. 3 lit. a B-VG, in der Fassung vor dem
Bildungsreformgesetz 2017, bestehenden Grundsatzgesetze bzw. Grundsatzbestimmungen des Bundes
und diesbeziigliche Vorschriften der Lander aufer Kraft (vgl. Art. 151 Abs. 61 B-VG idF BGBI. |
Nr. 138/2017).

Die auf der Grundlage des Art.14 Abs.3 lit.ta B-VG, in der Fassung vor dem
Bildungsreformgesetz 2017, ergangenen ausflihrungsgesetzlichen Bestimmungen finden sich im
Burgenland im Burgenlandischen Schulaufsichtsgesetz, LGBI. Nr.5/1964, in der Fassung des
Landesgesetzes LGBI. Nr. 38/2015. Dieses Landesgesetz samt der darauf basierenden Verordnung tritt
daher bereits auf Grund des Art. 151 Abs. 61 B-VG mit Ablauf des 31. Dezember 2018 auler Kraft; eine
gesonderte Aufhebung ist somit nicht erforderlich.



	Inhaltsverzeichnis
	Artikel 1
	Änderung des Burgenländischen Pflichtschulgesetzes 1995
	1. § 1 Abs. 1 lautet:
	2. In § 1 Abs. 3 wird das Wort „Übungsschülerheime“ durch das Wort „Praxisschülerheime“ ersetzt.
	3. § 2 Abs. 3 lautet:
	4. § 2 Abs. 6 lautet:
	5. In § 2 Abs. 7, § 7 Abs. 5, § 27 Abs. 4, § 30 Abs. 3, § 31 Abs. 1, § 38 Abs.  7, § 39 Abs. 3, § 40 Abs. 1, 2  und Abs. 5 erster und zweiter Satz, § 42 Abs. 11, § 47 Abs. 1, 2, 3, 4 erster und dritter Satz, Abs. 5 und 6, § 48 Abs. 5 lit. b sowie in §...
	6. § 3 Abs. 3 lautet:
	7. Nach § 4 wird folgender § 4a eingefügt:
	„§ 4a
	8. §§ 5 und 6 entfallen.
	9. § 7 Abs. 4 lautet:
	10. § 11 Abs. 5 erster Satz lautet:
	11. In § 12 Abs. 2, § 16 Abs. 2, § 17c Abs. 2, § 24 Abs. 2 und § 42 Abs. 8 entfällt die Wortfolge „ , in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 129/2017“.
	12. Nach § 12 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt:
	13. § 13 lautet:
	„§ 13
	14. § 15 Abs. 4 lautet:
	15. Nach § 16 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt:
	16. § 17 lautet:
	„§ 17
	17. § 17b Abs. 4 lautet:
	18. Nach § 17c Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt:
	19. § 17d lautet:
	„§ 17d
	20. In § 19 Abs. 6, §§ 34 und 38 Abs. 9 entfällt das Zitat „ , in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 56/2016“.
	21. § 19 Abs. 7 lautet:
	22. § 21 lautet:
	„§ 21
	23. § 23 Abs. 3 lautet:
	24. Nach § 24 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt:
	25. § 25 lautet:
	„§ 25
	25a. In § 27 Abs. 4 entfällt die Wortfolge „und des Landesschulrates (Kollegium)“.
	26. Nach § 28 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt:
	27. § 29 lautet:
	„§ 29
	28. In § 31 Abs. 1 und § 47 Abs. 1 und 2 entfällt jeweils die Wortfolge „nach Anhörung des Landesschulrates (Kollegium)“.
	29. § 38 Abs. 6 lautet:
	30. In § 38 Abs. 7 entfällt die Wortfolge „des Landesschulrates (Kollegium)“.
	31. In § 38 Abs. 8 lit. c und § 42 Abs. 4 lit. c entfällt jeweils die Wortfolge „zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 120/2016,“.
	32. In § 38 Abs. 11 zweiter Satz entfällt die Wortfolge „sowie den Landesschulrat anzuhören“.
	33. In § 38 Abs. 11 erster Satz, Abs. 12 und 13 wird jeweils das Wort „Bezirksverwaltungsbehörde“ durch das Wort „Bildungsdirektion“ ersetzt.
	34. § 38 Abs. 12 lit. c lautet:
	35. § 38 Abs. 14 lautet:
	36. Nach § 38 werden folgende §§ 38a und 38b samt Überschriften eingefügt:
	„§ 38a
	§ 38b
	37. In § 40 Abs. 1, 2 und 5 erster und zweiter Satz entfällt die Wortfolge „nach Anhörung des Landesschulrates“.
	38. § 40 Abs. 4 lautet:
	39. In § 41 Abs. 1 wird die Wortfolge „(wie Schulwart, Reinigungspersonal, Heizer)“ durch die Wortfolge „(zB Schulwart, Reinigungspersonal)“ ersetzt.
	40. In § 41 Abs. 4 lit. e entfällt die Wortfolge „ , Heizer, Kanzleikräfte etc.“.
	41. Nach § 47 wird folgender § 47a samt Überschrift eingefügt:
	„§ 47a
	42. In § 48 Abs. 2 wird das Wort „Semsterferien“ durch das Wort „Semesterferien“ ersetzt.
	43. § 48 Abs. 6 lautet:
	44. § 48 Abs. 7 lautet:
	45. § 48 Abs. 8 und 9 entfallen.
	46. § 49 entfällt.
	47. § 50 entfällt.
	48. § 51 Abs. 2 lautet:
	49. § 51 Abs. 3 und 4 lautet:
	50. § 51 Abs. 6 entfällt.
	51. § 52 entfällt.
	52. § 53 entfällt.
	53. Die Überschrift des Abschnitt V lautet:


	„Organe der Bildungsverwaltung“
	54. § 56 samt Überschrift lautet und folgender § 56a wird eingefügt:
	„§ 56
	§ 56a
	55. Nach § 56a wird folgende Abschnittsbezeichnung samt Überschrift eingefügt:

	„Abschnitt VI
	Schlußbestimmungen“
	56. Dem § 58 werden folgende Abs. 13 und 14 angefügt:
	57.  Nach § 58 wird folgender § 59 angefügt:
	„§ 59


	Artikel 2
	Änderung des Burgenländischen Landeslehrerinnen und -lehrer Diensthoheitsgesetzes 1995
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